Gesetzentwurf

der Staatsregierung

Gesetz zur Anderung des Pflege- und Wohnqualititsgesetzes und des
Gesundheitsdienstgesetzes

A) Problem

1.

2.

Seit dem 1. August 2008 regelt das Pflege- und Wohnqualitatsgesetz (PfleWoqG) die
ordnungsrechtliche Uberwachung und Qualitatsberatung vollstationarer Einrichtungen der
Pflege und fur volljahrige Menschen mit Behinderung, fur ambulant betreute
Wohngemeinschaften, Hospize sowie betreute Wohngruppen, mit dem Ziel der Sicherung
und Starkung der Lebensqualitat Pflegebedirftiger und volljahriger Menschen mit
Behinderung. Gleichwohl ist es Uber die Zeit geboten, bestimmte Regelungen dem
zugrunde gelegten Schutzbedirfnis sowie den sich verandernden Lebenswirklichkeiten
anzupassen, um dem Schutzauftrag des Staates umfassend gerecht zu werden. Uberdies
erfordern rechtlich verdnderte Rahmenbedingungen im Zuge des Bundesteilhabegesetzes
(BTHG) wund der Europaischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) eine
Uberarbeitung des PfleWoqG.

Am 1. Januar 2023 ist das Gesetz Uber die Berufe in der medizinischen Technologie (MT-
Berufe-Gesetz — MTBG) in Kraft getreten, mit dem erstmals ein Mindestumfang der
Praxisanleitung der Auszubildenden von 15 % vorgeschrieben wird. Dies bedeutet einen
steigenden Bedarf an qualifizierten praxisanleitenden Personen, die es bisher kaum gibt.
Um eine hohe Qualitat der Ausbildung zu erreichen, missen sich die praxisanleitenden
Personen regelmalig fortbilden. Dies gilt auch fiir praxisanleitende Personen im Rahmen
der Ausbildung nach dem Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-
Gesetz (ATA-OTA-G).

B) Lésung

1.

Hierflr sieht der Gesetzentwurf Anderungen vor, die an mehreren Stellen im Gesetz
anknlUpfen, um einen bestmdglichen Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner
sicherzustellen sowie den sich gewandelten Lebenswirklichkeiten und rechtlichen
Gegebenheiten Rechnung zu tragen.

Die Kontrollen der Fachstelle fir Pflege- und Behinderteneinrichtungen —
Qualitatsentwicklung und Aufsicht (FQA) sollen intensiviert und Anordnungen schneller
getroffen werden. Dies wird dadurch gewahrleistet werden, dass vollstationare
Einrichtungen und besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe besondere Ereignisse,
wie beispielsweise die dauerhafte erhebliche Unterschreitung personeller
Mindestanforderungen oder Kenntnis von tatigkeitsbezogenen Strafverfahren gegen
Beschéftigte oder Dritte, der FQA anzuzeigen haben.

Nach der aktuellen Rechtslage erfolgt gem. Art. 12 Abs. 2 a. F. im Vorfeld einer Anordnung
in der Regel eine Beratung zur Abstellung eines festgestellten Mangels. Nach Feststellung
eines Mangels soll nunmehr im Rahmen einer Soll-Vorschrift im Grundsatz vorrangig eine
Anordnung getroffen werden. Parallel hierzu soll die FQA zur Abstellung der Mangel
beraten. Bei bestimmten Mangeln soll eine Beratung, ohne dass eine Anordnung zu treffen
ist, ausnahmsweise weiterhin mdglich sein. Dadurch kann die FQA schneller auf
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Abweichungen von den Qualitatsanforderungen reagieren, sodass die Kontrollen
intensiviert werden.

Als Neuregelung sieht der Gesetzentwurf vor, dass bei einem Tragerwechsel nach diesem
Gesetz oder den Rechtsverordnungen nach Art. 25 angeordnete Rechte und Pflichten, die
den bisherigen Trager betreffen, auf den Rechtsnachfolger tibergehen. Ein Ubergang ist
moglich, wenn der Wechsel nicht zu einer Unterbrechung des Betriebs fuhrt und die
angeordneten MalRnahmen nicht aufgrund des Verhaltens der Person des bisherigen
Tragers getroffen werden. Hierdurch soll verhindert werden, dass sich Einrichtungen durch
einen Tragerwechsel Anordnungen entziehen kénnen und damit erforderliche
Qualitatsverbesserungen verzdgert werden. Der Ubergang der Rechte und Pflichten ist
sachgemall, weil der Malstab fir Anordnungen und Abweichungs- bzw.
Befreiungsbescheide die konkrete und individuelle vollstationare Einrichtung oder
besondere Wohnform der Eingliederungshilfe ist. Insbesondere Pflichten aus
Anordnungen sind ihrem Wesen nach in der Regel nicht dergestalt mit dem
Rechtsvorganger verknipft, dass mit dem Tragerwechsel der Zweck des Gesetzes nicht
mehr erreicht werden kann. Fir die Beurteilung des Ubergangs von Rechte und Pflichten
ist der konkrete Einzelfall mafigeblich.

Die aktuelle Fassung von Art. 4 Abs. 1 a. F. regelt, dass die Absicht, den Betrieb einer
stationaren Einrichtung aufzunehmen, vor der vorgesehenen Inbetriebnahme der FQA
anzuzeigen ist. Durch eine Konkretisierung des Anzeigeverfahrens werden
Verfahrensregelungen zum Umgang mit Anzeigen bestimmt. Dadurch sollen
Bewohnerinnen und Bewohner praventiv starker geschutzt werden, indem in einem
einheitlichen Verfahren vorzeitig strukturelle Mangel und Defizite der Konzeption einer
geplanten vollstationaren Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe
entdeckt werden kénnen und die FQA entsprechend ordnungsrechtlich reagieren kann.

Die Transparenz Uber die Prifergebnisse der FQA kann einen wesentlichen Beitrag zum
Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner vollstationarer Einrichtungen und besonderer
Wohnformen der Eingliederungshilfe leisten. Aktuell sieht das PfleWoqG vor, dass Pflege-
Prifberichte zu erstellen und nach Art. 17b a. F. zu veréffentlichen sind. Inhaltlich
umfassen Pflege-Prufberichte derzeit neben Angaben zu Strukturdaten und allgemeinen
Informationen die am Tag der Uberpriifung getroffenen wesentlichen Feststellungen zu
positiven Aspekten, Qualitadtsempfehlungen und Mangelfeststellungen sowie geplante
oder bereits angeordnete Mallnahmen zur Mangelbeseitigung. Durch die Neuregelung des
Art. 17a werden Pflege-Prifberichte nunmehr als Ergebnisprotokolle bezeichnet, da sich
die inhaltliche Ausgestaltung nicht mehr auf Angaben zu Strukturdaten und allgemeine
Informationen sowie positive Aspekte und Qualitadtsempfehlungen beziehen. Dadurch
werden die Ergebnisprotokolle und damit einhergehend die Ergebnisse der jeweiligen
Prifung transparenter und verstandlicher. Eine allgemeine Verdéffentlichungspflicht wird
durch die Veréffentlichung einer Kurzfassung des Ergebnisprotokolls mit Angaben zu
Strukturdaten und allgemeinen Informationen durch den Trager ersetzt. Die Transparenz
hinsichtlich der Langfassung des Ergebnisprotokolls soll dadurch gewahrt werden, dass
diese der Bewohnervertretung zu Ubermitteln ist und Personen, die ein berechtigtes
Interesse glaubhaft machen, ein Einsichtsrecht in den Raumlichkeiten der vollstationaren
Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe eingerdumt wird.

Die Weiterentwicklung der ambulant betreuten Wohngemeinschaften in der Praxis hat
gezeigt, dass es einer starkeren Differenzierung zwischen trager- und selbstgesteuerten
ambulant betreuten Wohngemeinschaften bedarf. In der Praxis wird zwischen selbst- und
tragergesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften differenziert. Nach
derzeitiger Rechtslage werden die Begrifflichkeiten im PfleWoqG nicht definiert. Nunmehr
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sollen die Begrifflichkeiten definiert werden, um eine Einstufung und Abgrenzung der
Wohnformen praxistauglicher zu gestalten. Uberdies fiihrt die gestiegene Nachfrage nach
aulerklinischer Intensivpflege zu der Notwendigkeit, spezifische Qualitatsanforderungen
an den Betrieb solcher Wohngemeinschaften zu regeln. Dies wird dadurch realisiert, dass
Art. 3 Abs. 2 Nr. 5 um spezifische Qualitdtsanforderungen an die aufierklinische
Intensivpflege erweitert wird. Dadurch soll der Schutz dieser besonders schutzbediirftigen
Personengruppe sichergestellt werden.

Die Uberarbeitung der datenschutzrechtlichen Regelungen unterstiitzt die FQA im
Interesse der Bewohnerinnen und Bewohner bei der Erfillung ihrer Aufgaben.

Art. 13 und 14 DSGVO sehen vor, dass die betroffene Person bei der Erhebung von
personenbezogenen Daten zu informieren ist. Diese umfangreichen Informationspflichten
spiegeln nicht die besonderen Gegebenheiten in einer vollstationaren Einrichtung oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe wider, weshalb Informationspflichten, wie
beispielsweise die Darstellung der Speicherungsfrist oder die Informationspflichten, wenn
die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden,
beschrankt werden. Die Informationspflichten bleiben bestehen, wenn insbesondere um
Erteilung gebeten wird. Die betroffene Person ist auf die Mdglichkeit, Auskunft Uber die
Informationen zu verlangen, hinzuweisen.

Aktuell sieht Art. 11 Abs. 2 Satz 2 a. F. vor, dass die Verarbeitung der durch Tatigkeiten
nach Art. 11 Abs. 2 Satz 1 a. F. gewonnenen personenbezogenen Daten der Einwilligung
der Bewohnerin bzw. des Bewohners bedurfen. Die Einwilligungsbediirftigkeit soll sich
nunmehr auf Tatigkeiten beschranken, bei denen die Prifung auf eine fir die betroffene
Person wahrnehmbare Ebene (Intimsphare) angekommen ist. Dies ist der Fall, wenn der
Pflege- oder Versorgungszustand unmittelbar begutachtet wird.

Des Weiteren sollen durch eine Neuregelung Zufallsfunde, die im Rahmen der Verhitung
dringender Gefahren fir die Bewohnerinnen und Bewohner festgestellt wurden, ohne
Genehmigung der betroffenen Person verwertbar sein. Dadurch soll in Fallen, in denen die
FQA zufallig Abweichungen von den Qualitatsanforderungen feststellt, die Verwertbarkeit
sichergestellt werden.

Im Ubrigen sieht der Gesetzentwurf eine Erweiterung der Verordnungsermachtigung zur
Regelung der Zusammenarbeit mit dem Offentlichen Gesundheitsdienst und dem
Prifdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V. vor.

Die Anpassungen zur Umsetzung des BTHG stellen einen gesetzesubergreifenden
Gleichlauf mit der aktuellen Rechtslage her und starkt die Teilhabe und Selbstbestimmung
von Menschen mit Behinderung. Dies insbesondere dadurch, dass der
Anwendungsbereich des PfleWoqG bei besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe
nunmehr personenzentriert und nicht mehr einrichtungszentriert ist. Hintergrund ist, dass
die Gewahrung von Leistungen der Eingliederungshilfe nach den §§ 90 ff. SGB IX nicht
mehr an eine bestimmte Wohnform anknupft. Durch die Reform der Eingliederungshilfe
orientiert sich die Gewahrung von Leistungen der Eingliederungshilfe am notwendigen
individuellen Bedarf des Menschen mit Behinderung (Personenzentrierung). Zudem
wurden infolge der Umsetzung des BTHG die Regelungen zu den Leistungen der
Eingliederungshilfe aus dem SGB XIlI in das SGB IX verlagert. Der Gesetzentwurf sieht
daher die mit der Verlagerung der Regelungen erforderlichen redaktionellen Anpassungen
und eine starkere Differenzierung zwischen den Bereichen der Pflege und
Eingliederungshilfe vor.



Die Regelungen zur Gewaltpravention werden intensiviert, indem der Trager und die
Leitung einer vollstationdren Einrichtung oder besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe  nunmehr ausdrucklich sicherzustellen haben, dass die
Gewaltpravention in den fachlichen Konzeptionen der vollstationaren Einrichtungen und
besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe bertcksichtigt wird. Zudem wird die
kulturelle, ethnische, geschlechtliche und sexuelle Identitat fortan vom Schutzbereich des
PfleWoqG ausdriicklich umfasst, in dem diese in Art. 1 Abs.1 Nr. 1 und Art. 3 Abs. 2 Nr. 1
normiert wird.

Neben weiteren Regelungen, die zu einem bestmdglichen Schutz von Bewohnerinnen und
Bewohnern bzw. Mieterinnen und Mietern sowie zu einem modernem PfleWoqG beitragen,
beinhaltet der Gesetzesentwurf redaktionelle und sprachliche Aktualisierungen.

2. Ebenso soll durch entsprechende Regelungen im GDG von der Mdglichkeit
landesrechtlicher Regelungen zur Abweichung beim Umfang der Praxisanleitung und zum
Fortbildungszeitraum Gebrauch gemacht werden.

C) Alternativen
Keine.

Im Hinblick auf die Anderung des PfleWogG bedingen die sich veranderten
Rahmenbedingungen in der Pflege und Betreuung sowie die Folgen des demografischen
Wandels Anpassungen des Ordnungsrechts, um Bewohnerinnen und Bewohner bzw.
Mieterinnen und Mieter bestmdglich zu schitzen.

Im Hinblick auf die Anderungen des GDG soll die durch die neuen Berufsgesetze
vorgeschriebene Praxisanleitung gewahrleistet werden.

D) Kosten

Keine.



1.

Gesetz

zur Anderung des

Pflege- und Wohnqualititsgesetzes und des

Gesundheitsdienstgesetzes

vom XXX

§1

Anderung des Pflege- und Wohnqualititsgesetzes

Das Pflege- und Wohnqualitatsgesetz (PfleWoqG) vom 8. Juli 2008 (GVBI. S. 346, BayRS
2170-5-G), das zuletzt durch Art. 32a Abs. 14 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBI. S. 182)

geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Art. 1 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nr. 1 werden die Worter ,Wirde sowie die Interessen und Bedurfnisse” durch die
Worter ,Wirde, die Interessen und Bedlrfnisse sowie die kulturelle, ethnische,
geschlechtliche und sexuelle Identitat” ersetzt und jeweils nach dem Wort ,,Bewohner*
die Worter ,sowie Mieterinnen und Mieter” eingefugt.

In den Nrn. 2 bis 4 werden jeweils nach dem Wort ,Bewohner® die Worter ,oder
Mieterinnen und Mieter” eingefligt.

In Nr. 6 werden nach dem Wort ,Bewohnern® die Woérter ,oder der den Initiatoren

gegenuber den Mieterinnen und Mietern® eingefugt.

Art. 2 wird wie folgt geandert:

a)

Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 Nr. 1 werden die Wérter ,, , pflegebedurftige Volljahrige oder volljahrige
behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen im Sinn des § 2 Abs. 1
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch® durch die Wérter ,oder pflegebedurftige
Volljahrige“ ersetzt.
bb) In Satz 3 wird die Angabe ,Abs. 2 bis 4“ durch die Angabe ,Abs. 3 bis 5* ersetzt.
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b)

d)

Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingeflgt:

.,(2) 'Besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe im Sinn dieses Gesetzes
sind Wohnformen, in denen volljahrige Menschen mit Behinderung im Sinn von § 2
Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1X) oder von einer wesentlichen
Behinderung bedrohte volljahrige Menschen im Sinn von § 99 Abs. 2 SGB IX
zusammenleben und diesen entgeltlich personlicher Wohnraum im Sinn von § 42a
Abs. 2 Satz 3 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XIl) Uberlassen wird
sowie Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Teil 2 des SGB IX zur Verfigung
gestellt oder vorgehalten werden. 2Fir besondere Wohnformen der
Eingliederungshilfe gelten vorbehaltlich der Abs. 3 bis 5 die Bestimmungen des

Zweiten Teils.”

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und nach der Angabe ,Abs. 1 werden die Woérter
,oder des Abs. 2“ eingefugt.
Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wie folgt gefasst:

.(4) "Ambulant betreute Wohngemeinschaften im Sinn dieses Gesetzes sind
Wohnformen, die dem Zweck dienen, pflegebedirftigen Menschen das Leben in
einem gemeinsamen Haushalt und die Inanspruchnahme externer Pflege- oder
Betreuungsleistungen gegen Entgelt zu ermdglichen, sodass ein Mindestmald an
gemeinsamer Lebensfiihrung zu  bewaltigen ist. 2Ambulant betreute
Wohngemeinschaften konnen tragergesteuert oder selbstgesteuert sein. 3Ambulant

betreute Wohngemeinschaften sind selbstgesteuert, wenn

1. die Selbstbestimmung der Mieterinnen und Mieter gewahrleistet ist und keine
strukturelle Abhangigkeit von Dritten besteht,

2. die Mieterinnen und Mieter oder deren gesetzliche Vertretungs- oder
Betreuungspersonen die Betreuungs- und Pflegedienste sowie Art und Umfang
der Betreuungs- und Pflegeleistungen frei wahlen kénnen,

3. die Pflege- oder Betreuungsdienste nur einen Gaststatus, insbesondere keine
Burordume in der oder in enger raumlicher Verbindung mit der ambulant
betreuten Wohngemeinschaft haben,

4. die ambulant betreute Wohngemeinschaft baulich, organisatorisch und
wirtschaftlich selbststandig ist, insbesondere kein Bestandteil einer stationaren
Einrichtung ist, und sich nicht mehr als zwei ambulant betreute
Wohngemeinschaften der gleichen Initiatoren in unmittelbarer rdumlicher Nahe

und organisatorischem Verbund befinden.



4Fur selbstgesteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaften, in denen nicht mehr
als zwolf pflege- oder betreuungsbedirftige Personen wohnen, gelten die
Bestimmungen des Dritten Teils sowie die Art. 23 und 24. °Liegen die
Voraussetzungen nach Satz 3 nicht vor, ist die ambulant betreute Wohngemeinschaft
tragergesteuert. Auf tragergesteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaften und
ambulant betreuten Wohngemeinschaften, in denen mehr als zwolf pflege- oder
betreuungsbedirftige Personen wohnen, finden die Bestimmungen des Zweiten Teils
Anwendung. "Bei tragergesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften ist
anstelle einer Bewohnervertretung ein Gremium der Selbstbestimmung zur Regelung

der Angelegenheiten des taglichen Lebens einzurichten.”

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

Die Uberschrift des zweiten Teils wird wie folgt gefasst:

Zweiter Teil
Besondere Vorschriften fur stationare Einrichtungen und besondere Wohnformen der

Eingliederungshilfe®.

Art. 3 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung die Wérter ,oder besondere
Wohnform der Eingliederungshilfe eingefugt.
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe eingefugt.
b) Abs. 2 wird wie folgt geandert:
aa) Im Wortlaut vor Nr. 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Wérter ,und
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe* eingeflgt.
bb) In Nr. 1 wird das Wort ,sowie“ durch ein Komma ersetzt, nach dem Wort
,Bedurfnisse” werden die Worter ,sowie die kulturelle, ethnische, geschlechtliche
und sexuelle Identitdt® und nach dem Wort ,Beeintrachtigungen® die Worter
» » Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch® eingeftigt.
cc) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

,9. die arztliche und gesundheitliche Betreuung gewahrleistet wird,

insbesondere

a) die Arzneimittel ordnungsgemaf’ und bewohnerbezogen aufbewahrt
und die in der Pflege und Betreuung tatigen Personen einmal im Jahr

uber den sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln beraten werden,
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5.

b) ein ausreichender und der Konzeption der stationaren Einrichtung oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe angepasster Schutz der

Bewohnerinnen und Bewohner vor Infektionen gewahrleistet wird,

c) von den Beschéftigten die fur ihren Aufgabenbereich einschlagigen
Anforderungen der Hygiene nach dem allgemein anerkannten Stand

hygienewissenschaftlicher Erkenntnisse eingehalten sowie

d) bei auRerklinischer Intensivpflege die einschlagigen Anforderungen an
die arztliche, gesundheitliche und pflegerische Betreuung
schwerstpflegebedurftiger oder beatmungspflichtiger Menschen und
der sachgerechte Umgang mit medizinischen Geraten beachtet

werden,”.

dd) In Nr. 9 werden die Woérter ,das Konzept” durch die Wérter ,die Konzeption“ und
die Worter ,gewahrleistet wird“ durch die Worter ,zu gewahrleisten” ersetzt.

ee) In Nr. 10 werden die Worter ,Einrichtungen fur Menschen mit Behinderung“ durch
die Wérter ,besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe® und die Worter
.Forder- und Hilfeplane“ durch das Wort ,Bedarfsplanungen® ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geandert:

aa) Im Wortlaut vor Nr. 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe“ eingefugt.

bb) In Nr. 1 werden die Wérter ,stationare Einrichtungen der Behindertenhilfe* durch
die Worter ,besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe® und die Wérter ,in
der Altenhilfe” durch die Wérter ,der Pflege” ersetzt.

cc) In Nr. 3 werden die Worter ,bei Bedarf gestrichen.

Art. 4 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung® die Wérter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe” eingefugt.
bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In den Nrn. 2 und 3 werden jeweils nach dem Wort ,Einrichtung® die
Woérter ,oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe” eingeflgt.
bbb) In Nr. 4 werden die Worter ,, , bei Pflegeheimen® durch die Worter ,oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe, bei stationaren
Einrichtungen der Pflege“ und die Worter ,bei Einrichtungen der
Behindertenhilfe“ durch die Woérter ,bei besonderen Wohnformen der

Eingliederungshilfe* ersetzt.
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b)

cce) In Nr. 6 werden die Worter ,§ 75 Abs. 3 des Zwolften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB XII)“ durch die Angabe ,§ 76 Abs. 1 SGB XII
oder § 125 Abs. 1 SGB IX* ersetzt und das Wort ,und“ am Ende wird
durch ein Komma ersetzt.

ddd) In Nr. 7 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und” ersetzt.

eee) Folgende Nr. 8 wird angefugt:

,8. eine fachliche Konzeption, die insbesondere Angaben zu den
angebotenen  Pflege- und  Betreuungsleistungen,  zum

Hygieneschutz und zur Gewaltpravention enthalt.”
Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingeflgt:

,(2) 'Die zustandige Behorde soll den Eingang der Anzeige nach Abs. 1
unverziglich schriftich oder elektronisch bestatigen und mitteilen, welche
zusétzlichen Unterlagen sie benétigt. 2Sie prift, ob Bedenken gegen eine
Betriebsaufnahme bestehen und eine Betriebsuntersagung nach Art. 15 Abs. 3 oder
sonstige erforderliche Anordnungen nach diesem Gesetz zu erlassen sind.

SWiderspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.*

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in Satz 2 wird nach der Angabe ,Abs. 1 die
Angabe ,Satz 2 eingeflgt.

Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und nach dem Wort ,Einrichtung“ werden die Woérter
,oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe* eingeflgt.

Folgender Abs. 6 wird angefugt:

,(6) 'Die stationaren Einrichtungen und besonderen Wohnformen der
Eingliederungshilfe haben der zustandigen Behdrde besondere Ereignisse und die
daraus eingeleiteten MaRnahmen unverziiglich anzuzeigen. ?Besondere Ereignisse

im Sinn von Satz 1 liegen vor, wenn

1. von tatigkeitsbezogenen Strafverfahren gegen Beschaftigte oder Dritte Kenntnis
erlangt wurde,
der unnaturliche Tod einer Bewohnerin oder eines Bewohners festgestellt wurde,
der Verdacht von physischer oder sexualisierter Gewalt gegen Bewohnerinnen
und Bewohner besteht,

4. eine erhebliche Beeintrachtigung flir Bewohnerinnen und Bewohner oder des
ordnungsgemaflen Betriebs der stationaren Einrichtung oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe zu beflrchten oder eingetreten ist,

5. die personellen Mindestanforderungen dauerhaft erheblich unterschritten werden

oder



10.

6. ein Hausverbot nach Art. 5 erteilt wurde.

Ein Strafverfahren ist tatigkeitsbezogen, wenn die zur Last gelegte Straftat im
Zusammenhang mit der Tatigkeit der Versorgung pflege- oder betreuungsbedurftiger

Menschen oder Menschen mit Behinderung begangen wurde.®

In Art. 5 werden jeweils nach dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder besonderen

Wohnform der Eingliederungshilfe“ eingefligt.

Art. 6 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)
d)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

LArt. 6

Informationspflichten®.

In Nr. 1 werden die Worter ,, Hilfe- oder Forderplanung® durch die Wérter ,oder
Bedarfsplanung“ und die Angabe ,Nrn.“ durch die Angabe ,Nr.“ ersetzt.
In Nr. 2 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt.

Nr. 3 wird aufgehoben.

In Art. 8 Abs. 1, 2 Nr. 3 und Abs. 4 Satz 1 sowie Art. 9 Abs. 1 Satz 1 werden jeweils nach

dem Wort ,Einrichtung“ die Wérter ,,oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe*

eingeflgt.

Art. 10 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Woérter ,oder Teile von stationaren Einrichtungen im Sinn des
Art. 2 Abs. 1“ durch die Woérter ,und besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe
oder Teile hiervon im Sinn des Art. 2 Abs. 1 und 2“ ersetzt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Einrichtungen“ die Worter ,und besonderen
Wohnformen der Eingliederungshilfe” eingefugt.

Art. 11 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Einrichtungen® die Woérter ,und besonderen
Wohnformen der Eingliederungshilfe” eingefugt.

bb) In Satz 4 werden nach den Wértern ,die stationaren Einrichtungen® und ,einer
stationaren Einrichtung” jeweils die Worter ,und besonderen Wohnform der

Eingliederungshilfe“ eingefugt.
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cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 eingefligt:

,8Der zustandigen Behorde ist Einsicht in die zur Erfillung ihrer Aufgaben

erforderlichen Unterlagen (Geschaftsunterlagen) zu gewahren.*

dd) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7.
ee) Der bisherige Satz 7 wird Satz 8 und wie folgt gefasst:

,.Die Aufzeichnungen nach Art. 7 hat der Trager grundsatzlich am Ort der
stationaren Einrichtung oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe zur
Prifung vorzuhalten und deren Herausgabe durch eine hierzu geeignete

Person sicherzustellen.”

b) Abs. 2 wird wie folgt geadndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Worter ,der stationaren Einrichtung®
gestrichen.

bbb) In Nr. 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder
besondere Wohnform der Eingliederungshilfe“ eingefugt.

cce) In Nr. 3 werden vor dem Wort ,Aufzeichnungen“ die Worter
,Dokumentation im Sinn des Art. 3 Abs. 2 Nr. 8 und 10 sowie“ und nach
dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe“ eingefligt.

ddd) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:
,9. bei Bewohnerinnen und Bewohnern mit deren Zustimmung den

Pflege- und Versorgungszustand unmittelbar zu begutachten,*

bb) Die Satze 2 bis 5 werden aufgehoben.
cc) Die Satze 6 bis 8 werden die Satze 2 bis 4.
dd) Satz 9 wird aufgehoben.
c) Abs. 4 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden vor dem Wort ,grundsatzlich® die Wérter ,und besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe* eingefligt und die Wérter ,der Einrichtung®
werden gestrichen.
bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nr. 1 werden die Worter ,der Krankenversicherung das
Leistungsniveau einer aktivierenden Pflege (Qualitatsstufe 3)“ durch die
Worter ,ein hohes Qualitatsniveau” ersetzt und vor dem Wort
.vergleichbare* werden die Worter ,der Krankenversicherung®

gestrichen.
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11.

h)

bbb) In Nr. 2 werden nach dem Wort ,Einrichtung® die Worter ,oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe® eingeflgt.
cce) In Nr. 3 werden vor dem Wort ,oder* die Worter ,, besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe” und vor dem Wort ,erfolgt® die
Woérter ,und Wohnform* eingeflgt.
cc) Folgender Satz 4 angefugt:

JASatz 2 gilt nicht, wenn der Prifrhythmus des Medizinischen Dienstes nach
§ 114c¢ SGB XI verlangert wurde.*

Abs. 4a wird aufgehoben.

In Abs. 5 wird die Angabe ,bis 4a“ gestrichen.

In Abs. 6 werden nach dem Wort ,Einrichtung® die Worter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe* eingefiigt.

Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

.(7) 'Die zustandige Behorde hat bei der ersten Regelpriifung einer stationaren
Einrichtung oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 1 oder 2 festzustellen. 2Abs. 2 gilt entsprechend.
3Liegen die Voraussetzungen nicht vor, hat die zustandige Behorde das Vorliegen der
abweichenden Wohn- oder Einrichtungsform festzustellen. “Widerspruch und
Anfechtungsklage gegen Feststellungen nach diesem Absatz haben keine

aufschiebende Wirkung.®

In Abs. 9 wird die Angabe ,Nrn.“ durch die Angabe ,Nr.“ ersetzt.
In Abs. 10 werden nach dem Wort ,Einrichtungen“ die Woérter ,und besondere
Wohnformen der Eingliederungshilfe“ und nach der Angabe ,Art. 2 Abs. 1“ die Angabe

,und 2“ eingefligt sowie die Worter ,,und Pflege-Prufberichte” gestrichen.

Die Art. 12 und 13 werden wie folgt gefasst:

JArt. 12

Datenschutzrechtliche Bestimmungen bei Prifungen der zustadndigen Behérde

(1) 'Die Verarbeitung der durch Tatigkeiten nach Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5

gewonnenen personenbezogenen Daten bedarf der Einwilligung durch die Bewohnerin

oder den Bewohner. 2im Ubrigen bedarf die Verarbeitung der nach Art. 11 Abs. 2

gewonnenen personenbezogenen Daten keiner Einwilligung. 3Die Mitwirkung der

Bewohnerinnen und Bewohner ist freiwillig; durch die Ablehnung dirfen keine Nachteile

entstehen. *In den Féllen des Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 sind die Betroffenen darauf
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hinzuweisen, dass die Einwilligung verweigert werden kann. 5Die Einwilligung soll in
Textform nach § 126b des Biirgerlichen Gesetzbuchs abgegeben werden. ®Personen
nach Art. 11 Abs. 2 Satz 3 durfen personenbezogene Daten Gber Bewohnerinnen und

Bewohner nicht speichern und an Dritte Gbermitteln.

(2) 'Aufgrund der Sicherstellung der o&ffentlichen Sicherheit und des Schutzes
wichtiger Ziele des allgemeinen o6ffentlichen Interesses im Sinne der Verordnung (EU)
2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung — DSGVO) besteht die Pflicht zur Information
der betroffenen Person gemaf Art. 13 Abs. 2 Buchst. a, Art. 13 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 1
bis 4 DSGVO ausnahmsweise nicht, wenn personenbezogene Daten zum Zwecke der
Prifung erhoben werden und die Erteilung der Information nicht im Einzelfall geboten ist.
2Unter diesen Voraussetzungen genlgt bei der Pflicht zur Information der betroffenen
Person gemal Art. 13 Abs. 1 Buchst. ¢ DSGVO auch der Hinweis auf die
Rechtsgrundlage. 3Die Erteilung ist in der Regel geboten, wenn die betroffene Person die
Informationen verlangt. “Die betroffene Person ist auf die Beschrankung nach diesem
Absatz und die Moglichkeit, Auskunft Uber die eingeschrankten Informationsrechte zu
erhalten, hinzuweisen. %Art. 15 DSGVO bleibt unberthrt.

(3) Feststellungen, die aufgrund einer Handlung im Rahmen von Art. 11 Abs. 3 zufallig
getroffen werden, dirfen zur Verhitung von dringenden Gefahren flir Leben, Gesundheit

oder Freiheit ohne Einwilligung der Bewohnerin oder des Bewohners verwertet werden.

Art. 13

Aufklarung und Anordnungen bei Mangeln

(1) Die zustandige Behdrde ist berechtigt und verpflichtet, die notwendigen
Malnahmen zur Aufklarung zu ergreifen, wenn Zweifel daran bestehen, ob die

Qualitatsanforderungen an den Betrieb im Sinn des Art. 3 erflillt sind.

(2) 'Sind in einer stationaren Einrichtung oder besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe Abweichungen von den Anforderungen dieses Gesetzes festgestellt
worden (Mangel), so soll die zustandige Behdrde gegenliber den Tragern Anordnungen
erlassen, die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung einer drohenden
Beeintrachtigung oder Gefahrdung des Wohls der Bewohnerinnen und Bewohner oder
zur Sicherung der Einhaltung der dem Trager gegeniber den Bewohnerinnen und

Bewohnern obliegenden Pflichten erforderlich sind. 2Abweichend von Satz 1 kann die
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zustandige Behorde bei Mangeln nach Art. 3 Abs. 2 Nr. 6 Alternative 1, Nr. 7, 8 Alternative
2, Nr. 10, Abs. 3 Nr. 2 und 3 oder Art. 20 Nr. 2 und 4 den Trager Uber die Moglichkeit der
Abstellung der Mangel beraten. *Hiervon unberlhrt berat und informiert die zusténdige

Behorde stationare Einrichtungen und besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe.

(3) '"Wenn Anordnungen gegeniiber zugelassenen stationaren Pflegeeinrichtungen
eine Erhdhung der nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch vereinbarten oder
festgesetzten Entgelte zur Folge haben konnen, ist Einvernehmen mit den betroffenen
Pflegesatzparteien anzustreben. 2Satz 1 gilt nicht, wenn die Anordnungen der Abwehr
einer Gefahr fir Leben, Gesundheit oder Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner
dienen. °Die Pflegesatzparteien sind in diesem Fall von der Anordnung schriftlich in
Kenntnis zu setzen. *Gegen Anordnungen nach Satz 1 kénnen neben dem Trager auch

die Pflegesatzparteien Widerspruch einlegen und Anfechtungsklage erheben.

(4) '"Wenn Anordnungen gegeniiber stationaren Einrichtungen der Pflege oder
besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe eine Erhéhung der Vergltung nach § 76
Abs. 3 SGB XII zur Folge haben kénnen, ist Uiber sie Einvernehmen mit dem Trager der
Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach diesen Vorschriften bestehen, anzustreben und
die Anordnungen so weit wie moglich in Ubereinstimmung mit Vereinbarungen nach § 76
Abs. 3 SGB XII auszugestalten. 2FlUr Anordnungen nach Satz 1 gelten fir die Trager der
Sozialhilfe Abs. 4 Satz 2 bis 4 entsprechend. 3Die Satze 1 und 2 gelten fir den Trager der
Eingliederungshilfe mit der MalRgabe entsprechend, dass Anordnungen eine Erhéhung
der Vergltung nach § 125 Abs. 1 Nr.2 SGB IX zur Folge haben kdénnen und in

Ubereinstimmung mit Vereinbarungen nach § 125 Abs. 1 SGB IX auszugestalten sind.

(5) 'An einer Beratung nach Abs. 2 Satz 2 ist der Trager der Sozialhilfe, mit dem
Vereinbarungen nach § 76 Abs. 3 SGB XIlI bestehen, zu beteiligen, wenn die Abstellung
der Méangel Auswirkungen auf Entgelte oder Vergiltungen haben kann. 2Satz 1 gilt
entsprechend fur Pflegekassen oder sonstige Sozialversicherungstrager, sofern mit ihren
Landesverbanden Vereinbarungen nach den §§ 72, 75 Abs. 1 bis 6 oder § 85 Abs. 1 SGB
XI oder § 39a SGB V bestehen, sowie fur Trager der Eingliederungshilfe, sofern die
Abstellung der Mangel eine Erhéhung der Vergltung nach § 125 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX zur
Folge hat. *Die Satze 1 und 2 gelten nicht bei einer Gefahr fiir Leben, Gesundheit oder

Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner.

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen MalRnahmen nach den Abs. 2 bis 5

haben keine aufschiebende Wirkung.
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12.

13.

(7) I1st den Bewohnerinnen und Bewohnern auf Grund der festgestellten Mangel eine
Fortsetzung des Vertrags mit dem Trager nicht zuzumuten, soll die zustandige Behorde
sie dabei unterstitzen, eine angemessene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu

zumutbaren Bedingungen zu finden.

(8) 'Wird eine stationdre Einrichtung oder besondere Wohnform der
Eingliederungshilfe auf einen Rechtsnachfolger Ubertragen (Tragerwechsel), gehen nach
diesem Gesetz oder der Rechtsverordnung nach Art. 25 angeordnete Rechte und
Pflichten auf den Rechtsnachfolger Uber, wenn diese nicht aufgrund des Verhaltens oder
der Person des bisherigen Tragers erlassen wurden. 2Satz 1 gilt nicht, wenn der
Tragerwechsel zu einer Unterbrechung des Betriebs der stationaren Einrichtung oder

besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe flhrt.

(9) 'Gegenlber kommunalen Tragern kann die zustandige Behorde Zwangsmittel
nach dem Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz androhen,
nach fruchtlosem Fristablauf festsetzen und von Amts wegen vollstrecken. ?Hiervon
unberlhrt bleibt die zustandige Behdrde berechtigt, Zwangsmittel gegenuber anderen

Tragerformen anzudrohen, festzusetzen und zu vollstrecken.”

Art. 14 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Woérter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe” eingefugt.

b) In Satz 3 werden die Worter ,der stationaren Einrichtung“ gestrichen.

Art. 15 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

(1) 'Die zustandige Behorde hat den Betrieb einer stationaren Einrichtung oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe zu untersagen, wenn die Anforderungen
des Art. 3 nicht erfiillt sind und Anordnungen nicht ausreichen. 2Anordnungen reichen in
der Regel nicht aus, wenn eine Gefahr flr Leben, Gesundheit oder Freiheit der
Bewohnerinnen und Bewohner besteht und nicht zu erwarten ist, dass Anordnungen die

Gefahr abwenden.”

b) Abs. 2 wird wie folgt geandert:
aa) Im Wortlaut vor Nr. 1 werden die Wérter ,einer stationaren Einrichtung® und ,der
stationaren Einrichtung” gestrichen.
bb) In Nr. 2 wird die Angabe ,Art. 13 Abs. 1 und 2“ durch die Angabe ,Art. 13 Abs. 2

und 3“ ersetzt.
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c) In Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,Einrichtung® die Wérter ,oder besonderen

Wohnform der Eingliederungshilfe eingefugt.

14. Art. 16 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nr. 2 werden nach den Wortern ,stationare Einrichtungen® die Woarter ,,oder
besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe® eingefiigt, nach der Angabe
LArt. 2 Abs. 1 und“ wird die Angabe ,2 sowie” eingefiigt und die Worter ,solcher
stationarer Einrichtungen® werden gestrichen.
bb) Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
»3. auf Antrag Personen und Trager, die die Schaffung von stationaren
Einrichtungen oder besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe im
Sinn des Art. 2 Abs. 1 und 2 anstreben oder derartige Einrichtungen oder
Wohnformen betreiben, bei der Planung und dem Betrieb der stationaren

Einrichtungen oder besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe.”

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Worter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe* eingefiigt.

15. In Art. 17 Abs. 4 wird nach der Angabe ,Art. 11“ die Angabe , , 12“ eingefligt.

16. Die Uberschrift des zweiten Teils Abschnitt 3 wird wie folgt gefasst:
LAbschnitt 3

Erstellung und Verdffentlichung von Ergebnisprotokollen®.

17. Art. 17a wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

JArt. 17a

Ergebnisprotokoll®.

b) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
,(1) 'Die zustandige Behdrde erstellt zeitnah zu der Prifung nach Art. 11 Abs. 4

ein schriftliches Ergebnisprotokoll Gber den Prifgegenstand und die von ihr am Tag

der Uberpriifung dabei festgestellten Sachverhalte. 2Das Ergebnisprotokoll umfasst
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18.

neben der Darstellung der am Tag der Uberpriifung getroffenen Feststellungen der
zustandigen Behorde in den nach Art. 3 Abs. 2 festgelegten und gepriften
Qualitatsbereichen Angaben zu Strukturdaten und allgemeine Informationen.

3Strukturdaten im Sinn dieses Gesetzes sind Daten

1. zur Art der stationaren Einrichtung oder besonderen Wohnform,

2. zu angebotenen Wohnformen,

3. zu angebotenen und belegten Platzen.

“Allgemeine Informationen im Sinn dieser Vorschrift sind Informationen Uber den

Trager und Zielgruppe.*

c) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort ,Pflege-Prifberichts® durch das Wort

~Ergebnisprotokolls” ersetzt.

Art. 17b wird wie folgt gefasst:

JArt. 17b
Einsichts- und Informationsrechte

(1) 'Dem Trager ist Gelegenheit zu geben, zu den nach Art. 17a enthaltenen
Feststellungen in einer eigenstandigen Gegendarstellung Stellung zu nehmen, wenn er
nach seiner Wurdigung der Sache zu einer anderen Bewertung als die zustandige
Behorde gelangt; Art. 28 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG)
bleibt unberthrt. 2Die Frist fir die Stellungnahme betragt zwei Wochen. 3Sie beginnt mit
der Bekanntgabe des Ergebnisprotokolls. “Fiir die Berechnung der Frist gilt Art. 31
BayVwVfG.

(2) Der Trager hat das Ergebnisprotokoll nach Ablauf der Frist nach Abs. 1

unverzuglich der Bewohnervertretung zu Ubermitteln.

(3) 'Der Trager hat eine Kurzfassung eines Ergebnisprotokolls zeitnah in geeigneter
und verstandlicher Form zu veréffentlichen. 2Die Kurzfassung beinhaltet Angaben zu
Strukturdaten und allgemeine Informationen. °In der Kurzfassung ist auf das

Einsichtsrecht nach Abs. 4 besonders hinzuweisen.
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(4) Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen, hat der Trager in den
Raumlichkeiten der stationdren Einrichtung oder besonderen Wohnform der

Eingliederungshilfe auf Verlangen Einsicht in die Ergebnisprotokolle zu gewahren.*

19. Art. 17c wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 werden die Worter ,Einrichtungstrager insbesondere auf Grund der
Veroffentlichung® durch das Wort ,Trager” ersetzt.
b) In Satz 2 werden das Wort ,Pflege-Prifbericht” durch das Wort ,Ergebnisprotokoll*
und die Worter ,nach Maligabe von Art. 17b Abs. 2 Satz 1 veroffentlicht® durch die
Worter ,muss der Bewohnervertretung Ubermittelt werden® ersetzt.

c) Folgender Satz 3 wird angefugt:
,2Art. 17b Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.”

20. Art. 17d wird wie folgt geandert:
a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung ,(1)“ gestrichen.
b) Abs. 2 wird aufgehoben.

21. In der Uberschrift des dritten Teils wird vor dem Wort ,ambulant* das Wort

~selbstgesteuerte eingefigt.

22. In Art. 18 werden nach dem Wort ,Bewohner* die Worter ,oder Mieterinnen und Mieter”

und vor dem Wort ,ambulant® das Wort ,selbstgesteuerten” eingefugt.
23. Art. 19 wird wie folgt gefasst:

JArt. 19

Qualitatsanforderungen in selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften

'Der beauftragte ambulante Betreuungs- oder Pflegedienst hat sicherzustellen, dass
die zu erbringenden Betreuungs- und Pflegeleistungen, insbesondere im Bereich des
sachgerechten Umgangs mit Arznei- und Betdubungsmitteln, der Hygiene, der
hauswirtschaftlichen Versorgung, der Kérperpflege, der Erndhrung und der Mobilisierung
dem allgemein anerkannten Stand der fachlichen Erkenntnisse entsprechen
(Ergebnisqualitat) und personlich und fachlich geeignete Beschéftigte eingesetzt werden

sowie die Qualitat des Wohnens angemessen ist. 2Die Art. 6 und 8 gelten entsprechend.”
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24. In Art. 20 Nr. 4 werden die Woérter ,Forder- und Hilfeplane” durch das Wort

.Bedarfsplanungen” ersetzt.

25. Art. 21 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

In der Uberschrift wird nach dem Wort ,in“ das Wort ,selbstgesteuerten® eingefiigt.

Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) 'Die Absicht der Griindung einer selbstgesteuerten ambulant betreuten
Wohngemeinschaft im Sinn des Art. 2 Abs. 4 Satz 1 bis 4 haben die Initiatoren
verbunden mit der Angabe der Pflegegrade der jeweiligen Mieterinnen und Mieter der
zustandigen Behorde spatestens drei Monate vor Griindung anzuzeigen. ?Gleiches
gilt fir die Grundung einer Betreuten Wohngruppe im Sinn des Art. 2 Abs. 5 Satz 1
bis 3 mit der Mallgabe, dass die Anzeige durch den Trager ohne die Angabe der
Pflegegrade der jeweiligen Bewohnerinnen und Bewohner vorzunehmen ist. *Wird die
selbstgesteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaft nicht durch einen Initiator
gegrundet oder begleitet, haben die Mieterinnen und Mieter die Absicht der Griindung
anzuzeigen. “Die Anzeige muss eine Konzeption, Mustervertrage zur
Wohnraumiberlassung und zu den Pflege- und Betreuungsleistungen sowie ein
Leistungsangebot enthalten. Wird beabsichtigt, eine selbstgesteuerte ambulant
betreute Wohngemeinschaft oder Betreute Wohngruppe aufzuldésen, muss dies der

zustandigen Behorde unverzuglich angezeigt werden.”

Abs. 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Art. 2 Abs. 3“ durch die Angabe ,Art. 2 Abs. 4 Satz 1
bis 4“ und die Angabe ,Art. 2 Abs. 4“ durch die Angabe ,Art. 2 Abs. 5 Satz 1 bis
3“ ersetzt.
bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nr. 1 werden vor dem Wort ,ambulant” das Wort ,selbstgesteuerten® und
nach dem Wort ,Bewohner‘ die Worter ,oder Mieterinnen und Mieter"
eingefugt.
bbb) In Nr. 2 werden nach dem Wort ,Bewohnern® die Wérter ,sowie Mieterinnen
und Mieter® eingeflgt.
cc) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Bewohner® die Worter ,sowie Mieterinnen und
Mieter“ eingeflgt.
dd) In Satz 4 werden nach dem Wort ,Trager® die Wérter ,, , die Initiatoren® und vor

dem Wort ,Bewohnerinnen die Wérter ,Mieterinnen und Mieter sowie“ eingefugt.
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d)

e)

In Abs. 3 werden die Woérter ,der Art. 12 und® durch die Angabe ,des Art.“ ersetzt und

nach dem Wort ,sowohl werden die Worter ,bei selbstgesteuerten ambulant

betreuten Wohngemeinschaften gegenuber den Initiatoren sowie bei Betreuten

Wohngruppen® eingefugt.

Abs. 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort ,ambulant® das Wort ,selbstgesteuerten” eingeflgt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,Dem Trager einer ambulant betreuten
Wohngemeinschaft oder einer Betreuten Wohngruppe® durch die Worter ,Dem
Initiator einer selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft oder
dem Trager einer Betreuten Wohngruppe® ersetzt.

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Bewohner” die Worter ,und Mieterinnen und
Mieter* eingeflgt.

Folgender Abs. 5 wird angefugt:

.(5) 'Die zustidndige Behorde hat bei der ersten Regelprifung einer
selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 4 Satz 1 bis 4 festzustellen. Bei Betreuten
Wohngruppen hat sie bei der ersten anlassbezogenen Prifung das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 5 Satz 1 bis 3 festzustellen. *Abs. 2 gilt
entsprechend. “Liegen die Voraussetzungen nicht vor, hat die zustandige Behorde
das Vorliegen der abweichenden Wohn- oder Einrichtungsform festzustellen.
SWiderspruch und Anfechtungsklage gegen Feststellungen nach diesem Absatz

haben keine aufschiebende Wirkung.®

26. Art. 22 wird wie folgt geandert:

a)
b)

d)
e)

In der Uberschrift wird nach dem Wort ,in“ das Wort .Selbstgesteuerten” eingefugt.

In Satz 1 werden die Woérter ,Bewohnerinnen und Bewohner® durch die Wéorter
.Mieterinnen und Mieter” ersetzt, die Angabe ,Art. 2 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1“ wird durch
die Angabe ,Art. 2 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1“ ersetzt, vor dem Wort ,ambulant® wird das
Wort ,selbstgesteuerten” eingefiigt und die Wérter ,.in der Regel” werden gestrichen.
In Satz 2 werden die Worter ,Bewohnerinnen und Bewohner* durch die Worter
.Mieterinnen und Mieter®, die Worter ,der Betreuer oder ein Angehdriger” durch die
Worter ,die Vertretungs- und Betreuungspersonen® ersetzt und nach dem Wort
,vertreten“ werden die Worter ,und stimmberechtigt* eingefugt.

In Satz 3 werden die Worter ,, , der Trager” gestrichen.

Die folgenden Séatze 4 und 5 werden angefugt:
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,*Die stimmberechtigten Personen miissen eine Gremiumssprecherin oder einen
Gremiumssprecher aus ihren Reihen bestimmen. °Die Gremiumssprecherin oder der
Gremiumssprecher leitet das Gremium und beruft die Sitzungen ein; die Aufgabe

kann nicht auf Dritte Ubertragen werden.”

27. Art. 23 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nr. 1 wird das Wort ,Satze" durch das Wort ,Satz* ersetzt.
bb) In Nr. 2 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Woérter ,oder besondere
Wohnform der Eingliederungshilfe eingefugt.
b) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nr. 2 wird nach der Angabe ,Art. 4 Abs. 4“ die Angabe ,bis 6“ eingefiigt.
bb) In Nr. 4 wird das Wort ,Satze“ durch das Wort ,Satz* und die Angabe ,Art. 11
Abs. 2 Satz 6 oder Abs. 3 Satz 2 durch die Angabe ,Art. 11 Abs. 2 Satz 2 oder
Abs. 3 Satz 2“ ersetzt.
cc) In Nr. 5 werden die Wérter ,Art. 13 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 2 durch
die Worter ,Art. 13 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3“ und das Wort ,,oder*
am Ende durch ein Komma ersetzt.
dd) In Nr. 6 wird das Komma am Ende durch das Wort ,oder” ersetzt.

ee) Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

.7- entgegen Art. 17b Abs. 4 ein Einsichtsrecht nicht gewahrt.”

28. In Art. 24 Abs. 2 wird nach der Angabe ,Art. 11“ die Angabe ,und 12“ eingeflgt.

29. Art. 25 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:

aa) Im Wortlaut vor Nr. 1 werden die Wérter ,Die Staatsregierung“ durch die Worter
,Das Staatsministerium® ersetzt.

bb) In Nr. 1 werden vor dem Wort ,insbesondere* die Worter ,besonderen
Wohnformen der Eingliederungshilfe, tragergesteuerten ambulant betreuten
Wohngemeinschaften und Betreuten Wohngruppen im Sinn des Art. 2 Abs. 5
Satz 4, eingefugt und die Wérter ,in stationaren Einrichtungen“ am Ende werden
gestrichen.

cc) In Nr. 2 werden nach dem Wort ,Einrichtung“ die Wérter ,oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe eingeftgt.

dd) In Nr. 4 werden die Wérter ,der Krankenversicherung“ gestrichen und nach dem

Wort ,Sozialhilfe“ werden die Wérter ,und Eingliederungshilfe, dem Offentlichen
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Gesundheitsdienst, dem Prifdienst des Verbandes der Privaten
Krankenversicherung e. V.” eingefugt und die Angabe ,Nrn.“ durch die Angabe
.Nr.“ ersetzt.

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

»(2a) Das Staatsministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Bestimmungen zur ordnungsgemafen Ausibung eines Gremiums der
Selbstbestimmung in ambulant betreuten Wohngemeinschaften, insbesondere zu
Aufgaben, Rechte und Pflichten sowie Organisation und Entscheidungsfindung, zu
schaffen sowie Anforderungen an die personliche und fachliche Eignung der vom

Pflege- und Betreuungsdienst eingesetzten Beschaftigten zu regeln.”

¢c) In Abs. 4 wird nach der Angabe ,Art. 2 Abs. 1 die Angabe ,und 2“ eingefiigt, die
Worter ,dem Konzept“ werden durch die Worter ,der Konzeption® ersetzt und die

Woérter ,der stationaren Einrichtung“ werden gestrichen.

§ 2

Anderung des Gesundheitsdienstgesetzes

Das Gesundheitsdienstgesetz (GDG) vom 10. Mai 2022 (GVBI. S. 182, BayRS 2120-12-

G), das durch Art. 32b des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBI. S. 182) und durch § 2 des
Gesetzes vom 23. Mai 2022 (GVBI. S. 224) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In Art. 12 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Art. 31 Abs. 1 Nr. 10 durch die Angabe ,Art. 31
Abs. 1 Nr. 11“ ersetzt.

Art. 17 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Hebammen*“ durch das Wort ,Gesundheitsberufe*
ersetzt.

b) In Abs. 1 werden nach dem Wort ,Hebammen* die Worter ,,, § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
der MT-Ausbildungs- und Prifungsverordnung und § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der
Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Ausbildungs- und -
Prifungsverordnung” eingefligt.

c) Abs. 2 wird wie folgt geandert:
aa) Der Wortlaut wird Satz 1.
bb) Folgender Satz 2 wird angefugt:

.~Abweichend von §19 Abs.2 Satz1 des MT-Berufe-Gesetzes dirfen

Praxiseinsatze in den dort genannten Einrichtungen durchgefiihrt werden, die
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einen Umfang der Praxisanleitung von 10 % der von der studierenden Person

wahrend ihres Praxiseinsatzes zu absolvierenden Stundenanzahl sicherstellen.”

3. Art. 33 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Die Nrn. 1 und 2 werden aufgehoben.
b) Nr. 3 wird Nr. 1, nach der Angabe ,Art. 17 Abs. 2“ die Angabe ,Satz 1“ eingefiigt
und der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
c) Folgende Nr. 2 wird angefugt:
2. Art. 17 Abs. 2 Satz 2 am 31. Dezember 2030.*

§3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft.
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Begriindung:
A) Allgemeiner Teil

Seit dem 1. August 2008 regelt das Pflege- und Wohnqualitatsgesetz (PfleWoqG) die
ordnungsrechtliche Uberwachung und Qualitdtsberatung vollstationérer Einrichtungen der
Pflege und fur volljahrige Menschen mit Behinderung, flur ambulant betreute
Wohngemeinschaften, Hospize sowie betreute Wohngruppen, mit dem Ziel der Sicherung und
Starkung der Lebensqualitat Pflegebeduirftiger und volljahriger Menschen mit Behinderung.
Gleichwohl ist es Uber die Zeit geboten, bestimmte Regelungen dem zugrunde gelegten
Schutzbedlrfnis sowie den sich verandernden Lebenswirklichkeiten anzupassen, um dem
Schutzauftrag des Staates umfassend gerecht zu werden. Uberdies erfordern rechtlich
veranderte Rahmenbedingungen im Zuge des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) und der
Europaischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) eine Uberarbeitung des PfleWoqG.

Hierfir sieht der Gesetzentwurf Anderungen vor, die an mehreren Stellen im Gesetz
anknipfen, um einen bestmdglichen Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner
sicherzustellen sowie den sich gewandelten Lebenswirklichkeiten und rechtlichen
Gegebenheiten Rechnung zu tragen.

Die Kontrollen der Fachstelle fur Pflege- und Behinderteneinrichtungen — Qualitatsentwicklung
und Aufsicht (FQA) sollen intensiviert und Anordnungen schneller getroffen werden. Dies wird
dadurch gewahrleistet werden, dass vollstationare Einrichtungen und besondere Wohnformen
der Eingliederungshilfe besondere Ereignisse, wie beispielsweise die erhebliche
Unterschreitung personeller Mindestanforderungen oder Kenntnis von tatigkeitsbezogenen
Strafverfahren gegen Beschaftigte oder Dritte, der FQA anzuzeigen haben.

Nach der aktuellen Rechtslage erfolgt gem. Art. 12 Abs. 2 a. F. im Vorfeld einer Anordnung in
der Regel eine Beratung zur Abstellung eines festgestellten Mangels. Nach Feststellung eines
Mangels soll nunmehr im Rahmen einer Soll-Vorschrift im Grundsatz vorrangig eine
Anordnung getroffen werden. Parallel hierzu soll die FQA zur Abstellung der Mangel beraten.
Bei bestimmten Mangeln soll eine Beratung, ohne dass eine Anordnung zu treffen ist,
ausnahmsweise weiterhin méglich sein. Dadurch kann die FQA schneller auf Abweichungen
von den Qualitdtsanforderungen reagieren, sodass die Kontrollen intensiviert werden.

Als Neuregelung sieht der Gesetzentwurf vor, dass bei einem Tragerwechsel nach diesem
Gesetz oder den Rechtsverordnungen nach Art. 25 angeordnete Rechte und Pflichten, die den
bisherigen Trager betreffen, auf den Rechtsnachfolger libergehen. Ein Ubergang ist méglich,
wenn der Wechsel nicht zu einer Unterbrechung des Betriebs fiihrt und die angeordneten
MaRnahmen nicht aufgrund des Verhaltens der Person des bisherigen Tragers getroffen
werden. Hierdurch soll verhindert werden, dass sich Einrichtungen durch einen Tragerwechsel
Anordnungen entziehen kdénnen und damit erforderliche Qualitatsverbesserungen verzdgert
werden. Der Ubergang der Rechte und Pflichten ist sachgemaR, weil MaRstab fir
Anordnungen und Abweichungs- bzw. Befreiungsbescheide die konkrete und individuelle
vollstationare Einrichtung oder besondere Wohnform der Eingliederungshilfe ist. Insbesondere
Pflichten aus Anordnungen sind ihrem Wesen nach in der Regel nicht dergestalt mit dem
Rechtsvorganger verknipft, dass mit dem Tragerwechsel der Zweck des Gesetzes nicht mehr
erreicht werden kann. Fir die Beurteilung des Ubergangs von Rechte und Pflichten ist der
konkrete Einzelfall maf3geblich.

Die aktuelle Fassung von Art. 4 Abs. 1 a. F. regelt, dass die Absicht, den Betrieb einer
stationdren Einrichtung aufzunehmen, vor der vorgesehenen Inbetriebnahme der FQA
anzuzeigen ist. Durch eine Konkretisierung des Anzeigeverfahrens werden
Verfahrensregelungen zum Umgang mit Anzeigen bestimmt. Dadurch sollen Bewohnerinnen
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und Bewohner praventiv starker geschitzt werden, indem in einem einheitlichen Verfahren
vorzeitig strukturelle Mangel und Defizite der Konzeption einer geplanten vollstationaren
Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe entdeckt werden konnen und
die FQA entsprechend ordnungsrechtlich reagieren kann.

Die Transparenz Uber die Prifergebnisse der FQA kann einen wesentlichen Beitrag zum
Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner vollstationarer Einrichtungen und besonderer
Wohnformen der Eingliederungshilfe leisten. Aktuell sieht das PfleWoqG vor, dass Pflege-
Prifberichte zu erstellen und nach Art. 17b a. F. zu verdffentlichen sind. Inhaltlich umfassen
Pflege-Prifberichte derzeit neben Angaben zu Strukturdaten und allgemeinen Informationen
die am Tag der Uberpriifung getroffenen wesentlichen Feststellungen zu positiven Aspekten,
Qualitatsempfehlungen und Mangelfeststellungen sowie geplante oder bereits angeordnete
Malnahmen zur Mangelbeseitigung. Durch die Neuregelung des Art. 17a werden Pflege-
Prufberichte nunmehr als Ergebnisprotokolle bezeichnet, da sich die inhaltliche Ausgestaltung
nicht mehr auf Angaben zu Strukturdaten und allgemeine Informationen sowie positive
Aspekte und Qualitatsempfehlungen beziehen. Dadurch werden die Ergebnisprotokolle und
damit einhergehend die Ergebnisse der jeweiligen Prifung transparenter und verstandlicher.
Eine allgemeine Veroffentlichungspflicht wird durch die Veréffentlichung einer Kurzfassung
des Ergebnisprotokolls mit Angaben zu Strukturdaten und allgemeinen Informationen durch
den Trager ersetzt. Die Transparenz hinsichtlich der Langfassung des Ergebnisprotokolls soll
dadurch gewahrt werden, dass diese der Bewohnervertretung zu Gbermitteln ist und Personen,
die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen, ein Einsichtsrecht in den Raumlichkeiten der
vollstationdren Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe eingeraumt
wird.

Die Weiterentwicklung der ambulant betreuten Wohngemeinschaften in der Praxis hat gezeigt,
dass es einer starkeren Differenzierung zwischen trager- und selbstgesteuerten ambulant
betreuten Wohngemeinschaften bedarf. In der Praxis wird zwischen selbst- und
tragergesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften differenziert. Nach derzeitiger
Rechtslage werden die Begrifflichkeiten im PfleWogG nicht definiert. Nunmehr sollen die
Begrifflichkeiten definiert werden, um eine Einstufung und Abgrenzung der Wohnformen
praxistauglicher zu gestalten. Uberdies fiihrt die gestiegene Nachfrage nach auRerklinischer
Intensivpflege zu der Notwendigkeit, spezifische Qualitdtsanforderungen an den Betrieb
solcher Wohngemeinschaften zu regeln. Dies wird dadurch realisiert, dass Art. 3 Abs. 2 Nr. 5
um spezifische Qualitatsanforderungen an die aulerklinische Intensivpflege erweitert wird.
Dadurch soll der Schutz dieser besonders schutzbedirftigen Personengruppe sichergestellt
werden.

Die Uberarbeitung der datenschutzrechtlichen Regelungen unterstitzt die FQA im Interesse
der Bewohnerinnen und Bewohner bei der Erfullung ihrer Aufgaben.

Art. 13 und 14 DSGVO sehen vor, dass die betroffene Person bei der Erhebung von
personenbezogenen Daten zu informieren ist. Diese umfangreichen Informationspflichten
spiegeln nicht die besonderen Gegebenheiten in einer vollstationdren Einrichtung oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe wider, weshalb Informationspflichten, wie
beispielsweise die Darstellung der Speicherungsfrist oder die Informationspflichten, wenn die
personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden, beschrankt
werden. Die Informationspflichten bleiben bestehen, wenn insbesondere um Erteilung gebeten
wird. Die betroffene Person ist auf die Moglichkeit, Auskunft Uber die Informationen zu
verlangen, hinzuweisen.

Aktuell sieht Art. 11 Abs. 2 Satz 2 a. F. vor, dass die Verarbeitung der durch Tatigkeiten nach

Art. 11 Abs. 2 Satz 1 a. F. gewonnenen personenbezogenen Daten der Einwilligung der

Bewohnerin bzw. des Bewohners bedirfen. Die Einwilligungsbedirftigkeit soll sich nunmehr
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auf Tatigkeiten beschranken, bei denen die Prufung auf eine fur die betroffene Person
wahrnehmbare Ebene (Intimsphare) angekommen ist. Dies ist der Fall, wenn der Pflege- oder
Versorgungszustand unmittelbar begutachtet wird.

Des Weiteren sollen durch eine Neuregelung Zufallsfunde, die im Rahmen der Verhitung
dringender Gefahren fur die Bewohnerinnen und Bewohner festgestellt wurden, ohne
Genehmigung der betroffenen Person verwertbar sein. Dadurch soll in Fallen, in denen die
FQA zufallig Abweichungen von den Qualitatsanforderungen feststellt, die Verwertbarkeit
sichergestellt werden.

Im Ubrigen sieht der Gesetzentwurf eine Erweiterung der Verordnungsermachtigung zur
Regelung der Zusammenarbeit mit dem Offentlichen Gesundheitsdienst und dem Priifdienst
des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V. vor.

Die Anpassungen zur Umsetzung des BTHG stellen einen gesetzesibergreifenden Gleichlauf
mit der aktuellen Rechtslage her und starkt die Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderung. Dies insbesondere dadurch, dass der Anwendungsbereich des PfleWoqG
bei besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe nunmehr personenzentriert und nicht
mehr einrichtungszentriert ist. Hintergrund ist, dass die Gewahrung von Leistungen der
Eingliederungshilfe nach den §§ 90 ff. SGB IX nicht mehr an eine bestimmte Wohnform
anknupft. Durch die Reform der Eingliederungshilfe orientiert sich die Gewahrung von
Leistungen der Eingliederungshilfe am notwendigen individuellen Bedarf des Menschen mit
Behinderung (Personenzentrierung). Zudem wurden infolge der Umsetzung des BTHG die
Regelungen zu den Leistungen der Eingliederungshilfe aus dem SGB XIlI in das SGB IX
verlagert. Der Gesetzentwurf sieht daher die mit der Verlagerung der Regelungen
erforderlichen redaktionellen Anpassungen und eine starkere Differenzierung zwischen den
Bereichen der Pflege und Eingliederungshilfe vor.

Die Regelungen zur Gewaltpravention werden intensiviert, indem der Trager und die Leitung
einer vollstationaren Einrichtung oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe nunmehr
ausdricklich sicherzustellen haben, dass die Gewaltpravention in den fachlichen
Konzeptionen der vollstationaren Einrichtungen und besonderen Wohnformen der
Eingliederungshilfe berucksichtigt wird. Zudem wird die kulturelle, ethnische, geschlechtliche
und sexuelle ldentitat fortan vom Schutzbereich des PfleWoqG ausdriicklich umfasst, in dem
diese in Art. 1 Abs.1 Nr. 1 und Art. 3 Abs. 2 Nr. 1 normiert wird.

Neben weiteren Regelungen, die zu einem bestmdglichen Schutz von Bewohnerinnen und
Bewohnern bzw. Mieterinnen und Mietern sowie zu einem modernem PfleWoqG beitragen,
beinhaltet der Gesetzesentwurf redaktionelle und sprachliche Aktualisierungen.

Mit dem MT-Berufe-Gesetz (MTBG), das am 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist, wird erstmals
im Rahmen des berufspraktischen Teils der Ausbildung in den MT-Berufen eine
Praxisanleitung mit einem Mindestumfang von 15 % vorgeschrieben. Da es in der bisherigen
Ausbildung keine gesetzlich geregelte Praxisanleitung gab, bedeutet dies einen steigenden
Bedarf an qualifizierten praxisanleitenden Personen, die es bisher kaum gibt. § 19 Abs. 2
Satz 2 MTBG ermdglicht eine landesrechtliche Ubergangsregelung bis zum 31. Dezember
2030 mit einem geringeren Umfang der Praxisanleitung von mindestens 10 %. GemaR den
Vorgaben von § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 MT-Ausbildungs- und Prifungsverordnung (MTAPrV)
und § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-
Ausbildungs- und -Prifungsverordnung — (ATA-OTA-APrV) beinhaltet die Qualifikation von
praxisanleitenden Personen eine Pflicht zu kontinuierlichen berufspadagogischen
Fortbildungen im Umfang von mindestens 24 Stunden jahrlich. Nach § 8 Abs. 1 Satz2 MTAPrV
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und § 9 Abs. 1 Satz 2 ATA-OTA-APrV koénnen die Lander den Zeitraum, in dem
praxisanleitende Personen berufspadagogische Fortbildungen absolvieren muissen, von
einem Jahr auf drei Jahre verlangern. Von den Mdglichkeiten der Abweichung bei der
Betreuungsquote und dem Fortbildungszeitraum soll durch entsprechende Regelungen im
GDG Gebrauch gemacht werden.

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung

Das PfleWoqG trat mit Ubergang der Gesetzgebungskompetenz auf die Lédnder am 1. August
2008 in Kraft. Seither wurde das PfleWoqG den sich verandernden Lebenswirklichkeiten nicht
angepasst, weshalb zwingend eine normative Regelung erforderlich ist. Die Langzeitpflege
und Betreuung von Menschen mit Behinderung gewinnt in der Gesellschaft zunehmend an
Bedeutung. Insbesondere vor dem Hintergrund der sich wandelnden Rahmenbedingungen in
der Pflege und Betreuung sowie der Lebenswirklichkeiten von Bewohnerinnen und Bewohner,
stellt die Weiterentwicklung und Gewahrleistung einer angemessenen Pflege und Betreuung
eine zentrale Zukunftsaufgabe dar. Aufgrund des medizinischen Fortschrittes und des
demografischen Wandels kommen vor allem in vollstationaren Pflegeeinrichtungen
Pflegebedurftige vermehrt multimorbide in Einrichtungen. Dies hat zur Folge, dass sich die
Vulnerabilitat, das Schutzbedtrfnis sowie die Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner
verandert. Die Uberwachungs-, Kontroll- und Beratungsfunktion der FQA ist ein wesentlicher
Bestandteil fur eine gute und wurdevolle Versorgung in Einrichtungen und Wohnformen, die
dem PfleWoqG unterliegen. Um eine angemessene Versorgung unter Berlicksichtigung der
Veranderungen der Rahmenbedingungen und Lebenswirklichkeiten sowie der strukturellen
Abhangigkeit der Bewohnenden von Tragern und den Beschaftigten sicherzustellen, missen
daher die ordnungsrechtlichen Regelungen angepasst werden. Der Staat tragt dadurch
seinem Schutzauftrag Rechnung. Im Ubrigen fiihren die gestiegene Inanspruchnahme von
ambulanten Wohnformen und die Veranderung der rechtlichen Rahmenbedingung durch die
Umsetzung des BTHG zu einer zwingenden normativen Regelung.

Da es in der bisherigen Ausbildung der Medizinischen Technologinnen und Technologen
sowie der Anasthesietechnischen Assistentinnen und Assistenten und Operationstechnischen
Assistentinnen und Assistenten keine gesetzlich geregelte Praxisanleitung gab, sind die
Regelungen zur Praxisanleitung erforderlich, um in der Anfangsphase einem Mangel an
praxisanleitenden Personen entgegenzuwirken.

C) Zu den einzelnen Vorschriften

Zu § 1 Anderung des Pflege- und Wohnqualititsgesetzes
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die Aufnahme der Wahrung der kulturellen, ethnischen, geschlechtlichen und sexuellen
Identitat in Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 spiegelt die gestiegene Relevanz der Orientierungen und
Identitaten in der Gesellschaft ausdricklich wider. Durch die Nennung wird systematisch die
wesentliche Bedeutung bei der Anwendung des PfleWoqG verdeutlicht und die
Rechtsanwendenden sensibilisiert. Dies tragt zu einem modernen PfleWoqG bei. Kulturelle
Identitdt im Sinn des Gesetzes umfasst insbesondere die Nationalitdt, die religidse
Weltanschauung und die Sprache.

Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 bezieht sich dem Wortlaut nach sowohl auf stationare Einrichtungen als
auch sonstige Wohnformen. Da Personen, die in selbstgesteuerten ambulant betreuten
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Wohngemeinschaften leben, Mieterinnen und Mieter sind, wird Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 dahingehend
erganzt, dass nunmehr auch Mieterinnen und Mieter erfasst sind. In der Praxis werden die
Begriffe ,Mieterinnen und Mieter” verwendet, um den ambulanten Charakter zu verdeutlichen.
Des Weiteren spiegeln die Begriffe die Selbstbestimmung der pflegebedurftigen Menschen als
zentrales Kriterium einer selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft wider.

Zu Buchstabe b
Die Aufnahme von Mieterinnen und Mieter stellt eine sprachliche Anpassung dar.
Zu Buchstabe ¢

Die Aufnahme von Mieterinnen und Mieter stellt eine sprachliche Anpassung dar. Zudem
spricht das Gesetz bei selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften nicht mehr
von Tragern, sondern Initiatoren. Dadurch wird klarer zwischen trager- und selbstgesteuerten
ambulant betreuten Wohngemeinschaften differenziert und die Rechtsanwendung erleichtert.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Bisher umfasst der Begriff ,stationaren Einrichtung® sowohl Einrichtungen der Pflege als auch
Einrichtungen fur volljahrige Menschen mit Behinderung. Im Zuge der Umsetzung des BTHG
spricht das PfleWoqG nunmehr nicht mehr von stationaren Einrichtungen flir Menschen mit
Behinderung, sondern von besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe. Das BTHG flihrt
zu einer Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung, indem
die Leistungen der Eingliederungshilfe nach den §§ 90 ff. SGB IX nicht mehr
einrichtungszentriert, sondern personenzentriert gewahrt werden. Leistungsrechtlich ist damit
nicht mehr die Einrichtungs- bzw. Wohnform, in der der Mensch mit Behinderung lebt,
malfgeblich. Durch die Abkehr von der einrichtungsbezogenen Gewahrung von Leistungen
der Eingliederungshilfe sind Einrichtungen fur Menschen mit Behinderung nicht mehr als
.Einrichtungen®, sondern als ,Wohnformen* anzusehen. Durch den personenzentrierten
Ansatz und die systematische Trennung fallen Wohnformen fur volljahrige Menschen mit
Behinderung oder von einer wesentlichen Behinderung bedrohte Menschen daher nicht mehr
unter Art. 2 Abs. 1, sondern Art. 2 Abs. 2.

Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe b

Mit der Schaffung eines eigenen Absatzes flr besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe
wird deutlich, dass das Gesetz die Interessen von pflegebeduirftigen Menschen und Menschen
mit Behinderung gleichermalien und unabhangig voneinander bericksichtigt. Aufgrund des
durch das BTHG veranlassten Paradigmenwechsels in der Eingliederungshilfe orientiert sich
der ordnungsrechtliche Anwendungsbereich im Bereich der besonderen Wohnformen der
Eingliederungshilfe zukunftig nicht mehr einrichtungszentriert, sondern personenzentriert.
Hierdurch wird der Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung Rechnung getragen und ein
Gleichlauf mit dem BTHG erzielt. Zudem wird durch die sprachliche Konkretisierung von
,Stationaren Einrichtungen“ und ,besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe“ bei der
Anwendung des PfleWogG starker zwischen den Bereichen der Pflege und
Eingliederungshilfe  unterschieden.  AnknUpfungspunkt flir die Eréffnung des
Anwendungsbereiches bei besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe ist nunmehr die
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entgeltliche Uberlassung von Wohnraum und das zur Verfiigung stellen bzw. Vorhalten von
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem zweiten Teil des SGB IX. Vorbehaltlich des
Art. 2 Abs. 3 bis 5 gelten fur besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe weiterhin die
Bestimmungen des zweiten Teils des PfleWoqG.

Zu Buchstabe c
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe d

Die Praxis hat gezeigt, dass eine klare Abgrenzung bei ambulant betreuten
Wohngemeinschaften regelungsbedurftig ist. Art. 2 Abs. 4 differenziert deshalb nunmehr
starker zwischen trager- und selbstgesteuerten ambulant betreute Wohngemeinschaften,
indem diese ausdricklich definiert und deren anwendbaren Vorschriften aufgezeigt werden.
Dabei wird in Satz 2 klargestellt, dass ambulant betreute Wohngemeinschaften grundsatzlich
sowohl tragergesteuert als auch selbstgesteuert sein kdnnen. Ambulant betreute
Wohngemeinschaften kbnnen damit unabhangig davon, ob sie durch einen Trager initiiert und
begleitet werden sowie in ihrem Bestand von Wechsel und Zahl der Mieterinnen und Mieter
unabhangig sind, gegrindet werden. Fur eine erleichterte Beurteilung der Einordnung der
Wohnform wurde im Zuge des Urteils des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs Minchen vom
21. Januar 2020 (12 ZB 16.21) die ,Bewaltigung eines Mindestmalles an gemeinsamer
Lebensflihrung“ als Abgrenzungskriterium festgelegt. Dies dient der Konkretisierung der
Zweckbestimmung ,Leben in einem gemeinsamen Haushalt".

Sprachlich bezeichnet das Gesetz nunmehr Personen, die in selbstgesteuerten ambulant
betreuten Wohngemeinschaften leben, als Mieterinnen und Mieter, um den ambulanten
Charakter und die Selbstbestimmung zu verdeutlichen und so starker zu stationaren
Einrichtungen zu differenzieren.

Um den Charakter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft, auf die der zweite Teil des
Gesetzes Anwendung findet, zu wahren, ist anstelle der Bewohnervertretung ein Gremium der
Selbstbestimmung einzurichten. Dieses hat die Aufgabe, die Angelegenheiten des taglichen
Lebens zu regeln. Die Qualitatssicherung obliegt ausschlieRlich der FQA nach dem zweiten
Teil des Gesetzes. Zur Umsetzung des Selbstbestimmungsgremiums kann Art. 22 zur
Orientierung herangezogen werden.

Zu Buchstabe e
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 3

Die Uberschrift des zweiten Teils des PfleWoqG wird dahingehend geandert, dass sich diese
nunmehr neben stationdren Einrichtungen auch auf besondere Wohnformen der
Eingliederungshilfe bezieht. Hierdurch wird bei der Anwendung der Vorschriften eine starkere
Differenzierung der Bedlrfnisse und Belange in den Bereichen der Pflege und
Eingliederungshilfe deutlich. Es handelt sich insoweit um eine Folgeanpassung zur Umsetzung
des BTHG.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa und bb

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
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Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe bb

Der Trager und die Leitung einer stationaren Einrichtung und besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe haben kunftig die Wahrung der kulturellen, ethnischen, geschlechtlichen
und sexuellen Identitat ausdricklich sicherzustellen. Hierdurch wird der FQA bei der
Feststellung von Abweichungen von dieser Qualitdtsanforderung ausdrucklich erméglicht,
entsprechende MalRnahmen zur Beseitigung zu treffen. Die Aufnahme in den Katalog tragt zu
einem modernen PfleWoqG und zur Sensibilisierung bei der Rechtsanwendung bei.

Den Einsatz von Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch gegentber Bewohnerinnen und
Bewohner gilt es friuhzeitig zu erkennen und zu verhindern. Deshalb knulpft die
Qualitatsanforderung des Art. 3 Abs. 2 Nr. 1 kunftig ausdrucklich an die Pravention von Gewalt,
Ausbeutung und Missbrauch an. Dabei wird deutlich, dass der Einsatz von Gewalt,
Ausbeutung und Missbrauch unabhangig des Geschlechts, der sexuellen bzw.
geschlechtlicher Orientierung, religiéser bzw. weltanschaulicher Ansichten oder ethnischer
bzw. kultureller Herkunft umfasst ist. Im Zusammenhang mit Art. 3 Abs. 2 Nr. 11 hat sich die
fachliche Konzeption an der Umsetzung einer gewaltfreien Betreuung bzw. Pflege zu
orientieren (Gewaltschutzkonzept).

Zu Doppelbuchstabe cc
Art. 3 Abs. 2 Nr. 5 wird aus Griinden der Ubersichtlichkeit untergliedert.

Insbesondere im Lichte der SARS-CoV-2 Pandemie wurde die wesentliche Bedeutung von
Hygiene und Infektionsschutz deutlich. Die ordnungsrechtlichen Vorgaben an die Hygiene
werden deshalb konkretisiert, um den Schutz von Bewohnerinnen und Bewohner
sicherzustellen und zugleich Trager und Leitungen von stationdren Einrichtungen und
besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe zu sensibilisieren. Die Konkretisierung
bezieht sich insbesondere auf die aktuell geltenden Standards sowie auf Regelungen nach
dem Infektionsschutzgesetz.

Aulerdem werden spezifische Qualitdtsanforderungen an den Betrieb der aul3erklinischen
Intensivpflege festgelegt. Im Zuge der sich wandelnden Lebenswirklichkeiten und Interessen
von Schutzbedurftigen hat sich herausgestellt, dass die auRerklinische Intensivpflege vor dem
Hintergrund des demografischen Wandels und des medizinischen Fortschritts verstarkt in
Anspruch genommen wird. Dies flhrt dazu, dass Personen insbesondere in Einrichtungen der
Pflege vermehrt multimorbide aufgenommen werden. Das PfleWoqG muss diesem Umstand
Rechnung tragen, um dem Schutzbedurfnis dieser besonders vulnerablen Personengruppe
gerecht zu werden.

Zu Doppelbuchstabe dd

Das Gesetz spricht kunftig einheitlich von ,Konzeption®. Hierbei handelt es sich um eine
redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe ee

Durch die sprachliche Neugestaltung ,Bedarfsplanung“ anstelle von ,Férder- und Hilfeplane®
wird ein Gleichlauf mit dem infolge der Umsetzung des BTHG eingeflhrten
Gesamtplanverfahren hergestellt. Gem. § 121 Abs. 1 SGB IX erstellt der Trager der
Eingliederungshilfe unverziglich nach der Feststellung der Leistungen einen Gesamtplan
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insbesondere zur Durchfiihrung der einzelnen Leistungen oder einer Einzelleistung. Dieser
dient der Steuerung, Wirkungskontrolle und Dokumentation des Teilhabeprozesses.
Menschen mit Behinderung und deren Vertrauenspersonen wirken bei der Aufstellung des
Gesamtplanes mit. Damit die Bedarfe, Wiinsche und Teilhabeziele der Bewohnerinnen und
Bewohner von besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe einheitlich geférdert und
erzielt werden kénnen, bezieht sich das PfleWoqG nunmehr auf ,Bedarfsplanungen®. Dies ist
sachgerecht, da dadurch die Teilhabe und Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und
Bewohner im Hinblick auf die Mitgestaltung der Planungen und Ziele gestarkt wird. Es handelt
sich insoweit um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa und bb

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe cc

Vor allem in Zeiten der SARS-CoV-2 Pandemie hat sich die wesentliche Bedeutung von
Supervision oder vergleichbare Mallnahmen fur Beschéaftigte gezeigt. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie Fuhrungskrafte waren neben auferordentlicher hohen Arbeitsbelastung
auch mit groRen psychischen Belastungen konfrontiert. Zur Pravention psychischer
Erkrankungen und zur Gewahrleistung von Unterstitzungs- und HilfsmaRnahmen haben die
Trager von stationaren Einrichtungen und besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe
deshalb nicht mehr nur ,bei Bedarf Supervision oder vergleichbare Mallnahmen fir
Beschaftigte anzubieten, sondern jederzeit. Hierdurch sollen Beschaftigte von stationaren
Einrichtungen und besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe im Umgang mit
psychischen Belastungen unterstitzt und damit der Schutz der Gesundheit der Beschaftigten
gestarkt werden. Dies tragt zur Verbesserung der Rahmenbedingungen flr Beschaftigte in der
Pflege und Betreuung bei.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe bb

Zu Dreifachbuchstabe aaa bis ddd

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG, redaktionelle Anpassungen
und Folgeanpassungen.

Zu Dreifachbuchstabe eee

Durch die ausdruckliche Aufnahme der fachlichen Konzeption in Art. 4 Abs. 1 Nr. 8 wird der
FQA bei der Anzeige einer Betriebsaufnahme eine detailliertere Prifung ermdglicht. Die
fachliche Konzeption spiegelt ein Gesamtbild der stationaren Einrichtung bzw. besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe wider und ist fur Abweichungs- und Befreiungsantrage
sowie flr u. a. Hygiene- und Gewaltschutzkonzepte von zentraler Bedeutung. Eine Konzeption
stellt eine Zusammenfassung von Informationen und Orientierungen dar. Neben der
Darstellung allgemeiner Informationen zum Trager, zur stationaren Einrichtung bzw.
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe und zur Zielgruppe sowie den angebotenen
Leistungen, dient die Konzeption zur Orientierung fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die
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Konzeption soll Regelungen zur Organisation innerhalb der stationaren Einrichtung bzw.
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe enthalten. Diese kdnnen beispielsweise den
Umgang mit freiheitsentziehenden Malnahmen, die Zusammenarbeit mit An- und
Zugehdrigen sowie das Qualitdtsmanagement betreffen. Zur Sicherstellung einer
nachvollziehbaren fachlich-inhaltlichen Grundlage ist es konsequent, dass bei der Anzeige der
Absicht, den Betrieb aufzunehmen, ausdrucklich eine fachliche Konzeption vorzulegen ist.

Zu Buchstabe b

Das bisherige Anzeigeverfahren wird dahingehend konkretisiert, dass Art. 4 Abs. 2 nunmehr
die aktive Rolle der FQA sowie den Ablauf des Anzeigeverfahrens klar regelt. Die FQA pruft
frGhzeitig, ob Bedenken gegen eine Betriebsaufnahme der stationaren Einrichtung oder
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe bestehen. Durch die Konkretisierung wird das
Ziel verfolgt, Bewohnerinnen und Bewohner praventiv noch effektiver zu schitzen. Dies
dadurch, dass strukturelle Mangel und Defizite der Konzeption der geplanten vollstationaren
Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe entdeckt und somit der Eintritt
eines Schadens an schutzwirdigen Personen friihzeitig abgewendet werden kann. Neben der
Rechtssicherheit des Tragers soll dadurch ein Uberbordender Verwaltungsaufwand verhindert
werden.

Zu Buchstabe c und d

Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Buchstabe e

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Buchstabe f

Mit der Schaffung von Art. 4 Abs. 6 werden Anzeigepflichten der stationdren Einrichtung bzw.
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe bei besonderen Ereignissen gegeniber der
FQA normiert. Der abschlieRende Katalog umfasst dabei Ereignisse, die flr die Interessen und
Bedurfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner sowie zu deren Schutz von wesentlicher
Bedeutung sind. Die Anzeigepflichten dienen dem Zweck, dass die FQA mit den jeweiligen
stationaren Einrichtungen oder besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe frihzeitig in
Austausch treten und gezielt beraten koénnen. Infolge der Anzeige kann die FQA eine
anlassbezogene Prifung durchfuhren.

Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 sieht vor, dass der FQA tatigkeitsbezogene Strafverfahren gegen
Beschaftigte oder Dritte angezeigt werden mussen, sobald die Einrichtungen hiervon Kenntnis
erlangen. Dadurch soll die personliche und fachliche Zuverlassigkeit von Beschaftigten
sichergestellt werden. Tatigkeitsbezogene Strafverfahren sind gem. Art. 4 Abs. 6 Satz 2
Strafverfahren, bei denen die zur Last gelegte Tat einen konkreten Bezug zur Versorgung
pflege- oder betreuungsbedurftiger Menschen oder Menschen mit Behinderung aufweist. Dies
ist vor dem Hintergrund, dass die Anordnung utber Mitteilungen in Strafsachen in der Regel
erst nach Bearbeitung durch die zustdndigen Strafverfolgungsbehdérden erfolgen,
angemessen. Hieraus resultierende zeitliche Verzogerungen werden dahingehend
entgegengewirkt, dass parallel zur strafrechtlichen Mitteilung nunmehr unverziglich eine
Anzeige an die FQA zu erfolgen hat.

Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 erfasst die Feststellung eines unnaturlichen Todes einer Bewohnerin
bzw. eines Bewohners. Maligeblich fiur die Anzeige eines unnatirlichen Todes ist die
Feststellung der arztlichen Totenbescheinigung.
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Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 dient der Gewaltpravention. Gem. Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 ist Zweck des
Gesetzes unter anderem die Wiurde sowie die Interessen und Bedurfnisse pflege- und
betreuungsbedurftiger Menschen vor Beeintrachtigungen zu schitzen. Gewalt gegen
pflegebedirftige Menschen und Menschen mit Behinderung gilt es friihzeitig zu erkennen und
zu verhindern. Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 sieht deshalb vor, dass bei dem Verdacht von
physischer oder sexualisierter Gewalt gegen Bewohnerinnen und Bewohner, eine Anzeige an
die FQA zu erfolgen hat.

Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 stellt einen Auffangtatbestand dar, der Unfalle mit unmittelbarer
Bewohnerbetroffenheit oder Auswirkungen fir Bewohnerinnen und Bewohner,
Einrichtungsbrande, Stromausfalle, Gebaudeschaden mit unmittelbarer Betroffenheit von
Bewohnerinnen und Bewohnern, Polizeieinsatze und Ausbruchsgeschehen von
Infektionskrankheiten (Betroffenheit von mehr als zwei Bewohnerinnen und Bewohnern) sowie
den Abbau von Platzen umfasst. Eine Anzeige hat demnach zu erfolgen, wenn eine erhebliche
Beeintrachtigung fur die Bewohnerinnen und Bewohner oder des ordnungsgemalien Betriebs
zu befurchten oder eingetreten ist. Die Einschatzung obliegt der Leitung einer stationaren
Einrichtung oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe.

Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 5 regelt die Anzeige der erheblichen Unterschreitung der personellen
Mindestanforderungen. Mal3geblich sind dabei die Regelung der Verordnung zur Ausflihrung
des Pflege- und Wohnqualitatsgesetzes (AVPfleWoqG) zZu personellen
Mindestanforderungen. Vorbehaltlich des Bestehens einer Regelung liegt eine erhebliche
Unterschreitung vor, wenn nach Einschatzung des Tragers und der Leitung einer stationaren
Einrichtung oder besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe eine bedarfsgerechte
Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner mit dem vorhandenen Personal nicht mehr
mdglich ist. Dauerhaft ist eine Unterschreitung, wenn die personellen Anforderungen langer
als einen Monat unterschritten werden.

Art. 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 6 bezieht sich auf die Anzeige der Erteilung eines Hausverbotes.
Dadurch soll die FQA rechtzeitig tUber stérende Ereignisse informiert werden, um bei Bedarf
unterstitzend tatig zu werden.

Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Die bisherige Regelung zur Veroffentlichungspflicht von Priufberichten entfallt, da diese immer
nur eine Momentaufnahme mit individueller Schwerpunktsetzung am Tag der Prifung darstellt
und damit die Prufberichte nicht vergleichbar sind. Daher regelt Art. 6 nunmehr ausschlief3lich
die Informationspflichten des Tragers einer stationaren Einrichtung oder besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe. Dies wird durch die Anpassung der Uberschrift verdeutlicht.

Zu Buchstabe b

Durch die sprachliche Neugestaltung ,Pflege- und Bedarfsplanung® wird ein Gleichlauf mit dem
zur Umsetzung des BTHG eingefiihrten Gesamtplanverfahren hergestellt.

Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine Folgeanpassung.

Zu Buchstabe d
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Die bisherige Regelung zur Verdffentlichungspflicht von Prifberichten entfallt. Art 6 Nr. 3
entfallt daher ersatzlos.

Zu Nummern 8 und 9

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa und bb

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe cc

Durch die Definition des Begriffs ,Geschaftsunterlagen” und die Regelung des Einsichtsrecht
wird die Befugnis der FQA und das Bezugsobjekt der Geschéaftsunterlagen konkretisiert.

Zu Doppelbuchstabe dd
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Doppelbuchstabe ee

Durch die Anderung von Art. 11 Abs. 1 Satz 8 ist am Ort der Begehung eine zur Herausgabe
der Aufzeichnungen nach Art. 7 geeignete Person bereitzustellen. Dadurch wird eine effiziente
stichtagsbezogene Prifung geférdert, indem sichergestellt wird, dass eine zuverlassige und
geeignete Ansprechperson am Ort der Begehung fir etwaige Nachfragen zur Verfligung steht.
Es ist ausreichend, wenn die Herausgabe durch die geeignete Person im Laufe der
Uberprifung erfolgt. Damit muss die geeignete Person nicht zwingend bei Beginn der
Begehung anwesend sein.

Im Ubrigen handelt es sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa und bbb

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.

Zu Dreifachbuchstabe ccc

Die Befugnisse der FQA werden in Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 um die Einsicht in die
Dokumentation nach Art. 3 Abs. 2 Nr. 8 und 10 erganzt. Dadurch werden die Befugnisse um
die Einsicht in die Pflegedokumentation und Bedarfsplanungen klarstellend erweitert.

Zu Dreifachbuchstabe ddd

Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 beschrankt sich kunftig nicht mehr nur auf pflegebedurftige
Bewohnerinnen und Bewohner, sondern bezieht sich auch auf nicht pflegebedurftige
Menschen. Hierdurch werden insbesondere volljahrige, nicht pflegebedurftige Menschen mit
Behinderung umfasst. Der Wortlaut spricht deshalb nunmehr von ,Pflege- und
Versorgungszustand®. Durch die Unmittelbarkeit der Begutachtung wird klargestellt, dass eine
personliche, die Intimsphare tangierende Inaugenscheinnahme der Bewohnerin bzw. des
Bewohners gemeint ist. Die Klarstellung ist aufgrund der Anderung der Regelung zur
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Einwilligungsbedurftigkeit bei der Verarbeitung der durch Tatigkeiten nach Art. 11 Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 gewonnenen personenbezogenen Daten notwendig.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Satze 2 bis 5 und 9 werden aufgehoben und in Art. 12 Abs. 1 Satz 1, 3 bis 6 neuverortet.
Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.

Zu Doppelbuchstabe bb

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Die Reform des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen erfordert eine Anderung von
Art. 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1. Durch die Reform des Medizinischen Dienstes firmiert dieser nicht
mehr unter ,Medizinischer Dienst der Krankenkassen®, sondern unter ,Medizinischer Dienst".
DarlUber hinaus hat sich die Herangehensweise der Qualitatsprifungen des Medizinischen
Dienstes geandert. Die Prifungen des Medizinischen Dienstes knipfen nicht mehr an
~<Qualitatsstufen® an. Zur Verlangerung des Prufrhythmus der FQA soll daher ein ,hohes
Qualitatsniveau“ nunmehr mafgeblich sein. Ein hohes Qualitatsniveau kann insbesondere
vorliegen, wenn in den gepruften Qualitatsbereichen ausschlief3lich ,keine“ oder ,geringe
Qualitatsdefizite® durch den Medizinischen Dienst festgestellt wurden. Hierzu kann der
Prifbericht des Medizinischen Dienstes herangezogen werden.

Zu Dreifachbuchstabe bbb und ccc
Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe cc

Zur Sicherstellung, dass eine Prufinstanz vollstationare Einrichtungen der Pflege jahrlich
Uberprift, gilt die Moglichkeit der Verlangerung des Priifzeitraumes nach dem PfleWoqG nicht,
wenn bei Prufungen des Medizinischen Dienstes der Prifrhythmus nach § 114c SGB XI
verlangert wurde.

Zu Buchstabe d

Da die bisherige Regelung zur Veréffentlichungspflicht von Prifberichten entfallt und die
.Pflege-Prifberichte* durch ein ,Ergebnisprotokoll“ ersetzt werden, ist ein Ergebnisprotokoll
nach Art. 11 Abs. 4a a. F. nicht mehr erforderlich. Dies dient dem Blirokratieabbau, indem
nicht mehr ein Ergebnisprotokoll und ein Pflege-Prufbericht, sondern nur noch ein Prifbericht
in Form eines Ergebnisprotokolls zu erstellen ist. Die Art. 17a ff. enthalten kiinftig Regelungen
zum Inhalt des Ergebnisprotokolls sowie zu Einsichts- und Informationsrechte.

Zu Buchstabe e
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe f

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
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Zu Buchstabe g

Art. 11 Abs. 7 regelt kunftig die Berechtigung der FQA bei der ersten Regelprifung das
Vorliegen der Voraussetzungen einer stationaren Einrichtung oder besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe nach Art. 2 Abs. 1 und 2 schriftlich festzustellen (Statusfeststellung). Die
Entscheidung Uber den Zeitpunkt der ersten Regelprifung obliegt innerhalb der Grenzen des
Art. 11 Abs. 4 der jeweils zustandigen FQA. Die erste Regelprifung sollte friihestmaoglich nach
Betriebsaufnahme erfolgen. Aulerhalb einer wiederkehrenden oder anlassbezogenen
Uberpriifung kann die FQA zu jeder Zeit die stationére Einrichtung oder besondere Wohnform
der Eingliederungshilfe auf das Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 1 und 2
Uberprifen. Auf Antrag kann sie das Vorliegen der Voraussetzungen Uberprifen. Liegen die
Voraussetzungen nicht vor, hat sie die abweichende Wohn- bzw. Einrichtungsform
festzustellen. Mit Feststellung einer abweichenden Wohn- bzw. Einrichtungsform finden die
jeweils einschlagigen Bestimmungen des Gesetzes Anwendung. Fur die Form gelten die fur
Verwaltungsakte allgemein geltende Grundsatze. Die Statusfeststellung dient zum einen der
Rechts- und Planungssicherheit des Tragers. Zum anderen kann die FQA durch das
Uberprifungsrecht ihrer Kontroll- und Uberwachungsfunktion gerecht werden, da die
Einordnung der stationaren Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe
und die daraus resultierenden anwendbaren Vorschriften flr die Rechte und Pflichten des
Tragers und der Leitung einer stationaren Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe essentiell sind. Die Uberpriifung der Wohn- bzw. Einrichtungsform ist nicht
an das Vorliegen eines Grundes bzw. Anlasses geknlpft. Von der Statusfeststellung ist die
Uberprifung von Wohnformen, die nicht dem PfleWoqG unterliegen, umfasst. Die FQA ist
daher berechtigt, Wohnformen wie beispielsweise Betreutes Wohnen darauf hin zu
Uberprifen, ob es sich um eine Wohn- oder Einrichtungsform handelt, die dem PfleWoqG
unterliegt. Insoweit stehen ihr die entsprechenden Betretungsrechte und Befugnisse gem.
Art. 11 Abs. 2 zu.

Zu Buchstabe h

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe i

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.

Die bisherige Regelung zur Veréffentlichungspflicht von Prifberichten entfallt, sodass die
Passage nicht mehr notwendig ist. Es handelt sich insoweit um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 11
Zu Art. 12:

Die datenschutzrechtlichen Regelungen bei Prifungen der FQA werden aus Grinden der
Ubersichtlichkeit in einem eigenen Artikel zusammengefasst. Mit der Neufassung von Art. 12
wird ein systematischer Zusammenhang mit der Qualitadtssicherung nach Art. 11 hergestellt.
Die vormals in Art. 12 Abs. 1 bis 4 a. F. normierten Regelungen werden in Art. 13 Abs. 1,2, 6
und 8 des Gesetzes neuverortet.

In Art. 12 Abs. 1 Satz 1 und 3 bis 6 werden die vormals in Art. 11 Abs. 2 Satz 2 bis 5 und 9
a. F. geregelten Vorschriften neuverortet.

Zudem werden in Art. 12 Abs. 1 Satz 1 die einwilligungsbedurftigen Tatigkeiten der FQA auf
Art. 11 Abs. 2 Nr. 5 beschrankt. Bisher bezog sich die Einwilligungsbedurftigkeit auf alle in
Art. 11 Abs. 2 a. F. genannten Tatigkeiten der FQA. Zukunftig ist ausschlief3lich bei der
unmittelbaren Begutachtung des Pflege- und Versorgungszustandes gem. Art. 11 Abs. 2 Nr. 5
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eine Einwilligung einzuholen, da dabei die Intimsphare von Bewohnerinnen und Bewohner
wahrnehmbar berthrt wird. Bei den Ubrigen Tatigkeiten Art. 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und 6 ist eine
Einwilligung nicht erforderlich. Dies wird durch Art. 12 Abs. 1 Satz 2 klargestellt. Hiervon
unberuhrt bleibt der Zustimmungsvorbehalt in den Fallen in denen Grundsticke und Raume
betreten werden sollen, die einem Hausrecht der Bewohnerinnen und Bewohner unterliegen
(Art. 11 Abs. 2 Nr. 1), bestehen.

In sprachlicher Hinsicht wird ein Gleichlauf mit der DSGVO erzielt, indem ,Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung® durch ,Verarbeitung“ und ,Zustimmung“ durch ,Einwilligung*
ersetzt werden.

Bisher musste die Einwilligung gem. Art. 11 Abs. 2 Satz 5 a. F. in Textform erfolgen. Nunmehr
kann die Einwilligung gem. Art. 12 Abs. 1 Satz 5 mindlich und konkludent erklart werden. Mit
dem Verweis auf Art. 9 Abs. 2a DSGVO wird klargestellt, dass eine konkludente Einwilligung
bei Gesundheitsdaten nicht moéglich ist. Dies dient einer effizienteren Kontrolle der FQA und
dem Blurokratieabbau. Die Einwilligung kann aufgrund der Beweislastregelung des Art. 7 Abs.
1 DSGVO, wonach bei einer auf Einwilligung gestltzten Datenverarbeitung der
Verantwortliche nachweisen kdnnen muss, dass die betroffene Person in die Verarbeitung
ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat, und aus Grinden der Rechtssicherheit in der
Regel weiterhin schriftlich eingeholt werden.

In Art. 12 Abs. 2 werden die Informationspflichten gem. Art. 13 Abs. 1c, Abs. 2a, Art 13 Abs. 3
und Art. 14 Abs. 1 bis 4 DSGVO erganzend zu Art. 14 Abs. 5 DSGVO sowie § 33 Abs. 1 Nr. 1
und § 29 des Bundesdatenschutzgesetzes  (BDSG)  eingeschrankt, um
Uberforderungswirkungen und Verzdgerungen zu vermeiden. Hintergrund ist Art. 23 Abs. 1
DSGVO, wonach die Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DSGVO im Wege von
Gesetzgebungsmalnahmen beschrankt werden kdnnen, sofern eine solche Beschrankung
den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten sowie die VerhaltnismaRigkeit und
Angemessenheit achtet und die in Art. 23 Abs. 1 Buchst. a-j DSGVO genannten Zwecke
sichergestellt werden. Ungeachtet hiervon stellen die Informationspflichten einen wesentlichen
Bestandteil zur Wahrung einer selbstbestimmten Entscheidung Uber die Verarbeitung
personenbezogener Daten dar. Die Beschrankungen der Informationspflichten nach Art. 13
Abs. 2 Buchst. a, Art. 13 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 1 bis 4 DSGVO ist angemessen und
verhaltnismaRig, da die umfanglichen Anforderungen der DSGVO ein hohes Mal} an
kognitiven Fahigkeiten voraussetzen und damit fir pflegebedurftige, altere und behinderte
Menschen Uberfordernd wirken kénnen. Art. 13 Abs. 1 Buchst. ¢ DSGVO wird insoweit
eingeschrankt, dass der Hinweis auf die Rechtsgrundlage gentigt. Abweichendes kann gelten,
wenn die Erteilung der Information im Einzelfall geboten ist. Im Rahmen der Abwagung des
Informationsinteresses und der Sicherstellung der Belange des Art. 23 Abs. 1 Buchst. cund e
DSGVO ist der Hinweis ausreichend, da die Erfiillung der nach dem PfleWoqG Ubertragenen
Aufgaben den Zweck der Verarbeitung gewahrleistet.

Im Ubrigen wird dem Wesensgehalt dahingehend Rechnung getragen, dass die wesentlichen
Informationen nach Art. 13 Abs. 1 DSGVO weiterhin mitgeteilt werden mussen, die betroffene
Person auf die Moglichkeit, Auskunft zu den eingeschrankten Informationspflichten zu
erhalten, hingewiesen werden muss und Raum fur die Bertcksichtigung der Umstande des
Einzelfalls besteht.

Die Erteilung ist in der Regel geboten, wenn die berechtigte Person die Erteilung der
Information verlangt bzw. beantragt. Die FQA muissen trotz der Beschrankungen der
Informationspflichten eine sachgerechte Verarbeitung von personenbezogenen Daten
sicherstellen.
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Art. 12 Abs. 3 bezweckt, dass Mangel, die zufallig festgestellt wurden, ohne eine Genehmigung
der Bewohnerin bzw. des Bewohners verwertbar sind. Dies ist sachgerecht, da die
Verwertbarkeit sich auf Tatigkeiten zur Verhitung von dringenden Gefahren fiur Leben,
Gesundheit oder Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner beschrankt.

Zu Art. 13:

Die vormals in Art. 12 Abs. 1 bis 4 a. F. normierten Vorschriften zur Aufklarung von Mangeln
wurden wegen des engen Sachzusammenhangs in Art. 13 Abs. 1, 2, 5 und 7 neuverortet. Mit
der Neufassung von Art. 13 werden die Aufklarung und Anordnungen bei Mangel in einem
Artikel geregelt. Dies wird durch die Anpassung der Uberschrift verdeutlicht.

In Art. 13 Abs. 1 wurde Art. 12 Abs. 1 a. F. neuverortet. Die Regelung umfasst insbesondere
die Méglichkeiten der FQA bei der Feststellung von erheblichen Mangeln auch vor Ort sofort
MalRnahmen zu treffen.

Art. 13 Abs. 2 regelt das Verhaltnis von Anordnung und Beratung im Rahmen der
Mangelfeststellung (vormals Art. 12 Abs. 2 a. F.). Die Erfahrungen in der Praxis haben gezeigt,
dass schnellere Anordnungen der FQA erforderlich sind, um Bewohnerinnen und Bewohner
effektiver zu schitzen. Mit der Neufassung von Art. 13 Abs. 2 wird die Anordnungsbefugnis
der FQA dahingehend konkretisiert, dass diese kinftig grundsatzlich vorrangigen
Anordnungen treffen. Um die VerhaltnismaRigkeit zu wahren, sieht Art. 13 Abs. 2 Satz 2 bei
bestimmten Mangeln die Moglichkeit vor, anstelle einer Anordnung Uber die Abstellung dieser
Méngel zu beraten. Dies ist vor dem Hintergrund, dass bei der Feststellung von Mangein
aufgrund der in Art. 13 Abs. 2 Satz 2 genannten Qualitatsanforderungen eine Beratung
ausreichend sein kann, verhaltnismaRig. Im Ubrigen macht Art. 13 Abs. 2 Satz 3 deutlich, dass
die FQA weiterhin parallel zur Anordnung zu der Abstellung von Méangel beraten kann. Die
Umstrukturierung der Regelung ist sachgerecht, da in der Praxis zwischen der Feststellung
eines Mangels und der tatsachlichen Anordnung zur Beseitigung oft mehrere Kontrolltermine
und damit auch mehrere Monate liegen. Dieser Prozess wird durch eine gesetzlich
vorgesehene vorrangige Beratung erheblich verzdgert. Zudem geben die Anforderungen des
PfleWoqG lediglich Mindestanforderungen an die Qualitat der Leistung wider, weshalb deren
Wiederherstellung im Regelfall keine groRen zeitlichen Verzdgerungen erdulden sollte. Die
Entscheidung Uber die Erforderlichkeit einer Anordnung trifft die FQA aufgrund der konkreten
Umsténde des jeweiligen Einzelfalls. Das bewahrte Prufinstrumentarium, insbesondere der
hermeneutische Ansatz der Prifungen, ist von dieser Konkretisierung nicht betroffen.

Die vormals in Art. 13 Abs. 1 a.F. verortete Passage ,oder zur Vermeidung einer
Unangemessenheit zwischen dem Entgelt und der Leistung der stationaren Einrichtung® wird
ersatzlos gestrichen, da dies keine Qualitdtsanforderung des Art. 3 Abs. 3 darstellt.

Art. 13 Abs. 3 regelt — wie zuvor — das Anstreben von Einvernehmen mit den betroffenen
Pflegesatzparteien, wenn  Anordnungen  gegeniber  zugelassenen  stationaren
Pflegeeinrichtungen eine Erhdhung der vereinbarten oder festgesetzten Entgelte zur Folge
haben kdnnen. Da die vergleichbaren Regelungen bezulglich dem Trager der Sozialhilfe nicht
mehr in Art. 13 Abs. 3 a. F., sondern in Art. 13 Abs. 5 verortet wurde, bezieht sich Art. 13
Abs. 4 a. F. nicht mehr auf Art. 13 Abs. 3 Satz 3 bis 5 a. F., sondern nunmehr Art. 13 Abs. 5
auf Art. 13 Abs. 4 Satz 2 bis 4. Die Verweisungen wurden redaktionell an die aktuellen
Normierungen (§ 76 Abs. 3 SGB XIlI, § 125 Abs. 1 SGB IX) angepasst. Durch die Verlagerung
der Vorschriften zur Gewahrung von Leistungen der Eingliederungshilfe aus dem SGB XIlI in
das SGB IX ist die Regelung zum Einvernehmen mit den Kostentrager nach Art. 13 Abs. 5 um
den Trager der Eingliederungshilfe zu erweitern (Art. 13 Abs. 5 Satz 3). Die Reformstufen zur
Umsetzung des BTHG haben gezeigt, dass eine Beibehaltung der vor der Ausgliederung
geltenden Rechtslage sachgerecht ist.
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In Art. 13 Abs. 5 wurde Art. 12 Abs. 4 a. F. neuverortet. In Art. 13 Abs. 7 wurde Art. 13 Abs. 5
a. F. neuverortet.

In Art. 13 Abs. 7 wird die zuvor in Art. 12 Abs. 3 a. F. geregelte Vorschrift zur Unterstiitzung
der FQA bei der Suche nach einer anderweitigen Unterkunft und Betreuung, wenn der
Bewohnerin bzw. dem Bewohner eine Fortsetzung des Vertrags nicht zuzumuten ist,
neuverortet.

Mit der Schaffung des Art. 13 Abs. 8 wird der Begriff des ,Tragerwechsels” legal definiert und
der Ubergang von Rechten und Pflichten bei einem Tréagerwechsel geregelt. Der Wortlaut
macht deutlich, dass dies ausschliellich fur Verwaltungsakte gilt, die nach dem PfleWoqG
oder der AVPfleWoqG erlassen wurden. Dies ist regelungsbeduirftig, weil Trager von
stationaren Einrichtungen bzw. besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe nicht durch
einen Ubergang bereits getroffene Anordnungen umgehen diirfen. Vielmehr ist ein Ubergang
der Verpflichtungen nach den bereits erlassenen Anordnungen notwendig, um Bewohnerinnen
und Bewohner durchgangig zu schitzen. Art. 13 Abs. 9 Satz 2 normiert die Einschrankung,
dass ein Ubergang nur erfolgt, wenn die stationare Einrichtung oder besondere Wohnform der
Eingliederungshilfe ohne Unterbrechung Ubertragen wird. Dies ist der Fall, wenn im Sinne der
juristischen Sekunde keinerlei zeitliche Licke zwischen dem Betrieb der Einrichtung bzw.
besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe im Zusammenhang mit dem
Eigentumsiibergang auf den Rechtsnachfolger vorliegt. Der Ubergang von Rechten und
Pflichten dient unter anderem dem Zweck, den Verwaltungsaufwand bei einem Tragerwechsel
zu reduzieren. Nicht Ubergangsfahig sind Verpflichtungen, die héchstpersdnlichen Charakter
haben. Dies umfasst beispielsweise die Androhung oder Festsetzung eines Zwangsmittels.
MaRgeblich fiir den Ubergang ist unter anderem, ob sich die Rechte und Pflichten von dem
Rechtsvorganger unabhangig etwaiger individueller Merkmale oder Eigenschaften I6sen lasst.
Dass ein Verwaltungsakt an eine Person adressiert wird und insoweit personenbezogen ist,
reicht fir die Annahme, dass die Rechte und Pflichten in der Person des Rechtsvorgangers
begrindet sind, nicht aus. Ein Tragerwechsel ist gem. Art. 4 Abs. 5 vom Rechtsvorganger und
gem. Art. 4 Abs. 1 vom Rechtsnachfolger anzuzeigen.

Von 1529 vollstationdren Pflegeeinrichtungen in Bayern standen 149 Pflegeeinrichtungen
unter der Verantwortung eines kommunalen Tragers (Stand 15. Dezember 2019). Art. 13 Abs.
10 normiert kunftig eine Rechtsgrundlage, um Zwangsmittel nach dem Bayerischen
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwWZVG) gegentber kommunale Trager
anzudrohen, nach fruchtlosen Fristablauf festzusetzen und von Amts wegen zu vollstrecken.
Nach Art. 29 Abs. 4 VwWZVG ist der Verwaltungszwang gegen Behdrden und juristische
Personen des 6ffentlichen Rechts nur zuldssig, soweit er durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes besonders zugelassen ist. Um die Qualitatssicherung in stationdren Einrichtungen,
die unter der Verantwortung eines kommunalen Tragers stehen, umfassend zu ermdglichen
und damit die Bewohnerinnen und Bewohner zu schutzen, sieht Art. 13 Abs. 10 zukunftig eine
entsprechende Rechtsgrundlage vor. Dies ist sachgerecht, weil die Anwendung von
Ordnungswidrigkeit nach Art. 23 unabhangig der Eigenschaften eines Trégers sind und
dadurch eine einheitliche Rechtsanwendung ermoglicht wird. Hiervon unberihrt konnen
weiterhin Zwangsgelder gegeniber anderen Tragern, wie private oder soziale Trager,
angedroht, festgesetzt und vollstreckt werden.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe aund b
Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG und redaktionelle Anpassungen.

Zu Nummer 13
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Zu Buchstabe a

Im Zuge des Beschlusses des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 09. Januar 2019 (12
CS 18.2658) ist eine Anpassung der Regelung zur Betriebsuntersagung nach Art. 15 Abs. 1
erforderlich. Die Betriebsuntersagung stellt einen einschneidenden Eingriff in das Grundrecht
des Tragers nach Art. 12 des Grundgesetzes (GG) dar und kann nur ultima ratio sein. Der
Bayerische Verwaltungsgerichtshof entschied, dass der Verhaltnismaligkeitsgrundsatz
verletzt ist, wenn das mit der Betriebsuntersagung verfolgte Ziel auch durch ein anderes, gleich
wirksames Mittel erreicht werden kann, das weniger belastend ist, insbesondere die
Grundrechte der Bewohnerinnen und Bewohner und ihrer Angehdrigen nicht oder doch
deutlich weniger flhlbar eingeschrankt werden. Hierbei darf der Schutz der Bewohnerinnen
und Bewohner nicht aulier Acht gelassen werden. Die Betriebsuntersagung wird deshalb in
Art. 15 Abs. 1 Satz 2 dahingehend erganzt, dass eine Anordnung in der Regel nicht ausreicht,
wenn eine Gefahr fur Leben, Gesundheit und Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner
besteht und nicht zu erwarten ist, dass Anordnungen die Gefahr abwenden. Eine
vorhergehende Anordnung setzt die Betriebsuntersagung nicht voraus. Dies wird durch die
sprachliche Ausgestaltung des Regelbeispiels (,nicht zu erwarten ist, dass”) deutlich. Die
Anpassung ist sachgerecht, um zeitnah und einzelfallbezogen MalRnahmen treffen zu kénnen.
Die Prognose, ob anderweitige Anordnungen zur Gefahrenabwendung ausreichen, kann auf
unterschiedliche Griinde gestutzt werden. Dies umfasst insbesondere zeitliche und
tatsachliche Griinde sowie die Realisierbarkeit von Anordnungen. Im Ubrigen ist dies auch
verhaltnismaRig, weil das Erfordernis, tatsachlich im Vorfeld einer Betriebsuntersagung
Anordnungen zu erlassen, dem Zweck des PfleWoqG, Bewohnerinnen und Bewohner vor
Beeintrachtigungen zu schitzen, entgegensteht. In diesem Zusammenhang ist es von
wesentlicher Bedeutung rasch und entschieden zum Schutz der Bewohnerinnen und
Bewohner MalRnahmen zu treffen. Trager von stationaren Einrichtungen und besonderen
Wohnformen der Eingliederungshilfe = werden dadurch geschitzt, dass die
Betriebsuntersagung unverandert als letztes Mittel (,ultima ratio“) anzusehen ist. Die FQA hat
den VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu beachten. Im Rahmen dessen ist der Schutz der
Bewohnerinnen und Bewohner mal3geblicher Anknupfungspunkt.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Nummer 14

Zu Buchstabe aund b

Es handelt sich um Anpassungen zur Umsetzung des BTHG.
Zu Nummer 15

Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Nummer 16
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Die Regelung zur Verdffentlichungspflicht von Prifberichten (Art. 17b a. F.) wird durch neue
Regelungen zur Transparenz ersetzt, sodass die Uberschrift des dritten Abschnittes des
Gesetzes angepasst wird. Es handelt sich insoweit um eine redaktionelle Folgeanpassung.

Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a

Der ,Pflege-Prifbericht” wird durch die Erstellung eines ,Ergebnisprotokolls® ersetzt. Dabei
handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe b

Ein Ergebnisprotokoll ist sowohl bei Prifungen von stationaren Einrichtungen der Pflege sowie
bei besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe zu erstellen. Aus redaktionellen Griinden
wird die Passage ,in stationaren Einrichtungen der Pflege® in Art. 17a Abs. 1 Satz 1 gestrichen.

Die inhaltliche Ausgestaltung des nunmehr als Ergebnisprotokolls bezeichneten Prufberichts
bezieht sich kilinftig nicht mehr auf positive Aspekte, Empfehlungen zur weiteren Verbesserung
der Qualitat und Ausfiihrungen zu Qualitatsentwicklung, sondern bietet einen Uberblick neben
der Angaben zu Strukturdaten und allgemeinen Informationen Uber den Priifgegenstand und
die am Tag der Prifung getroffenen Feststellungen in den festgelegten und gepriften
Qualitatsbereichen (Art. 17a Abs. 1 Satz 2). Dies umfasst insbesondere die Feststellung der
Mangelfreiheit und die Mangelfeststellungen. Eine gesonderte Anordnung bleibt hiervon
unberthrt. Neben der Reduzierung des Verwaltungsaufwandes werden die Ergebnisprotokolle
hierdurch nachvollziehbarer und einheitlicher, sodass die Ergebnisprotokolle transparenter
werden.

Zu Buchstabe ¢
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 18

Die Uberschrift lautet nunmehr ,Einsichts- und Informationsrechte®. Transparenz Uber die am
Tag der Uberpriifung getroffenen Feststellungen und MaRnahmen der FQA tragen wesentlich
zur Qualitatssicherung bei. Da eine allgemeine Veroffentlichungspflicht entfallt, wird dem
Informationsinteresse nunmehr dahingehend Rechnung getragen, dass zum einen Personen,
die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen, ein Einsichtsrecht gegenliber dem Trager
zustehen und zum anderen der Trager einer stationdren Einrichtung und besonderen
Wohnform der Eingliederungshilfe eine Kurzfassung eines Ergebnisprotokolls zu
verdffentlichen hat (Art. 17b Abs. 3 und 4). Im Ubrigen ist das Ergebnisprotokoll gem. Art. 17b
Abs. 2 der Bewohnervertretung unverzuglich zu Ubermitteln. Dem Trager steht es frei, die
Gegendarstellung nach Art. 17b Abs. 1 zu verdffentlichen.

Die zu verdffentlichende Kurzfassung beinhaltet Strukturdaten und allgemeine Informationen
uber die Einrichtung bzw. besondere Wohnform der Eingliederungshilfe, damit interessierte
Personen einen nachvollziehbaren Uberblick erhalten. Eine zeitnahe Verdffentlichung liegt in
der Regel vor, wenn die Kurzfassung innerhalb eines Monats nach dem Tag der Uberpriifung
veroffentlicht wird. Die Kurzfassung soll im Internet verdffentlicht werden, da dies im Hinblick
auf das Onlinezugangsgesetz eine geeignete Form der Verdffentlichung darstellt.

Das Einsichtsrecht ist auf die Raumlichkeiten der Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der
Eingliederungshilfe begrenzt, damit sich interessierte Personen nicht nur auf Grundlage des
Ergebnisprotokolls, sondern auch auf Grundlage eigener Wahrnehmungen ein Bild von der
Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe machen koénnen. Ein
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berechtigtes Interesse ist anzunehmen, wenn bei verstandiger Wirdigung des Anliegens ein
sachliches Interesse an der Einsichtnahme besteht. Dies umfasst jedes rechtliche, ideelle und
tatsachliche Interesse an der Informationsgewahrung. In der Regel umfasst dies Personen,
die fur sich selbst oder fur ihre An- und Zugehdrigen einen Platz in einer stationaren
Einrichtung bzw. besonderen Wohnform der Eingliederungshilfe suchen. Auch kulnftige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Auszubildende haben ein berechtigtes Interesse. Ein
wirtschaftliches Interesse kann das Einsichtsrecht nicht begriinden.

Zu Nummer 19
Zu Buchstabe a

Die bisherige Regelung zur allgemeinen Veroffentlichungspflicht von Prufberichten entfallt,
sodass die Textpassage nicht notwendig ist.

Zu Buchstabe b

Die bisherige Regelung zur allgemeinen Veréffentlichungspflicht von Prifberichten entfallt,
sodass die Textpassage nicht notwendig ist. Anstelle ist der Bericht zur Nachpriifung an die
Bewohnervertretung zu Gbermitteln.

Zu Buchstabe ¢

Mit der Schaffung des neuen Art. 17c Satz 3 erstreckt sich die Veroffentlichung der
Kurzfassung und das Einsichtsrecht auf den Bericht der Nachprifung.

Zu Nummer 20

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Buchstabe b

Die bisherige Regelung zur allgemeinen Verdffentlichungspflicht von Prifberichten entfallt,
sodass die Textpassage nicht notwendig ist. Da die Kurzfassung Strukturdaten und allgemeine
Informationen darstellt, ist ein Hinweis auf die Anhangigkeit eines Rechtsstreites nicht
erforderlich.

Zu Nummer 21

Durch die Konkretisierung der selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft in
der Uberschrift des Dritten Teils des Gesetzes wird starker zwischen trégergesteuerten und
selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften differenziert.

Zu Nummer 22

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung, wodurch eine starkere Differenzierung von
selbstgesteuerten und tragergesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften
einhergeht.

Zu Nummer 23

Durch die Erganzung des Wortes ,selbstgesteuert in der Uberschrift von Art. 19 wird eine
starkere und klare Differenzierung zu tragergesteuerten ambulant betreute
Wohngemeinschaften erzielt.

Da tragergesteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaften nicht dem Dritten Teil des
Gesetzes unterliegen, wird der Bezug zu Tragern in Art. 19 Satz 1 gestrichen. Nunmehr hat
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im Rahmen der externen Qualitatssicherung der ambulante Pflege- und Betreuungsdienst die
Qualitatsanforderungen des Art. 19 Satz 1 sicherzustellen.

Die Erbringung von Betreuungs- und Pflegeleistungen muss insbesondere die Anforderungen
an die Hygiene und dem sachgerechten Umgang mit Arznei- und Betdubungsmitteln
entsprechen. Aufgrund der wesentlichen Bedeutung werden bei selbstgesteuerten ambulant
betreuten Wohngemeinschaften diese Qualitatsanforderungen ausdrucklich normiert, um der
FQA dahingehend ein Prifrecht einzurdumen und die Initiatoren zu sensibilisieren.

Die Bedeutung und Nachfrage von selbstgesteuerten ambulant betreute
Wohngemeinschaften ist seit dem Inkrafttreten des PfleWoqG gestiegen. Deshalb normiert
Art. 19 Satz 1 nunmehr ausdricklich die personliche und fachliche Eignung der Beschaftigten
sowie die angemessene Wohnqualitat. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund, dass die
Beschaftigten eine besondere Vertrauensstellung einnehmen, geboten. Hierdurch werden
Mieterinnen und Mieter von selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften
starker geschutzt. Eine angemessene Wohnqualitat liegt in der Regel vor, wenn alleinlebende
Mieterinnen und Mieter in GréRe und Ausstattung in geeigneten Einzelzimmern leben.

Zu Nummer 24

Durch die sprachliche Neugestaltung der ,Forder- und Hilfeplane* zu ,Bedarfsplanung® wird
ein Gleichlauf mit dem infolge der Umsetzung des BTHG eingeflinrten Gesamtplanverfahren
hergestellt und die Bedeutung des Einflusses auf die Teilhabe und Selbstbestimmung
verdeutlicht. Insoweit handelt es sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.

Zu Nummer 25
Zu Buchstabe a

Durch die Ergadnzung des Wortes ,selbstgesteuert wird eine starkere und klare
Differenzierung zu tragergesteuerten ambulant betreute Wohngemeinschaften erzielt.

Zu Buchstabe b

Nach bisheriger Rechtslage muss die Griindung einer selbstgesteuerten ambulant betreuten
Wohngemeinschaft oder Betreuten Wohngruppe der FQA angezeigt werden. In zeitlicher
Hinsicht muss die Anzeige der Absicht der Grindung einer selbstgesteuerten ambulant
betreuten Wohngemeinschaft und einer Betreuten Wohngruppe nunmehr spatestens drei
Monate vor der tatsachlichen Grindung erfolgen. Dies ist bereits Ublich und soll durch die
Aufnahme in Art. 21 Abs. 1 Satz 1 verbindlich festgelegt werden. Drei Monate sind
angemessen, da damit die Planungs- und Rechtssicherheit der Initiatoren bzw. Trager, der
Mieterinnen und Mieter bzw. Bewohnerinnen und Bewohner sowie der FQA ausreichend
gewahrleistet werden. In diesem Zusammenhang werden redaktionelle Anpassungen
vorgenommen, indem nunmehr der Initiator einer selbstgesteuerten ambulant betreuten
Wohngemeinschaft verpflichtet ist, die Absicht der Griindung anzuzeigen.

Damit die FQA die Anzeige einer selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft
bzw. einer Betreuten Wohngruppe fir Menschen mit Behinderung vertieft prifen kann, muss
die Anzeige kunftig eine Konzeption, Mustervertrage zur Wohnraumuberlassung und zu den
Pflege- und Betreuungsleistungen sowie ein Leistungsangebot enthalten. Die Konzeption soll
sich bei selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften insbesondere auf die
Zweckbestimmung und die Pflegegrade der Mieterinnen und Mieter beziehen. Dies ist vor dem
Hintergrund des praventiven Schutzes der Mieterinnen und Mieter vor Beeintrachtigungen
zumutbar. Zudem muss der FQA die Absicht, eine selbstgesteuerte ambulant betreute
Wohngemeinschaft oder Betreute Wohngruppe aufzulésen, angezeigt werden. Dies stellt fir
die FQA eine wesentliche Information dar, da sie fir die externe Qualitatssicherung zustandig
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ist. Aufgrund der Griindungsanzeige ist die Anzeige der Absicht zur Auflésung konsequent.
Ein Verstol3 hiergegen flhrt nicht zu einer Ordnungswidrigkeit.

Zu Buchstabe c bis e
Es handelt sich um sprachliche Anpassungen.
Zu Buchstabe f

Art. 21 Abs. 5 regelt kunftig die Statusfeststellung von selbstgesteuerten ambulant betreuten
Wohngemeinschaften und Betreute Wohngruppen. Demnach ist bei der ersten Regelprifung
(selbstgesteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaft) bzw. bei der ersten
anlassbezogenen Prifung (Betreute Wohngruppe) das Vorliegen der Voraussetzungen fiir das
Vorliegen einer selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft bzw. einer
Betreuten Wohngruppe festzustellen. Die Entscheidung Ulber den Zeitpunkt der ersten
Regelprifung bei selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften obliegt
innerhalb der Grenzen des Art. 11 Abs. 4 der jeweils zustadndigen FQA. Aullerhalb einer
wiederkehrenden oder anlassbezogenen Uberpriifung kann die FQA zu jeder Zeit die
Wohnformen auf das Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 4 Satz 1 bis 4 oder Art.
2 Abs. 5 Satz 1 bis 3 Uberprifen. Auf Antrag kann sie das Vorliegen der Voraussetzungen
nach Art. 2 Abs. 4 Satz 1 bis 4 oder Art. 2 Abs. 5 Satz 1 bis 3 Uberprifen. Liegen die
Voraussetzungen nicht vor, hat sie dies und die entsprechende Wohn- bzw. Einrichtungsform
festzustellen. Mit Feststellung einer abweichenden Wohn- bzw. Einrichtungsform finden die
jeweils einschlagigen Bestimmungen des Gesetzes Anwendung. Fur die Form gelten die fur
Verwaltungsakte allgemein geltende Grundsatze. Die Statusfeststellung einer
selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft oder einer Betreuten Wohngruppe
dient der Rechts- und Planungssicherheit der Mieterinnen und Mieter bzw. Bewohnerinnen
und Bewohner als auch der Initiatoren bzw. Trager. Zudem unterstitzt dies die FQA ihre
Kontroll- und Uberwachungsfunktion wahrzunehmen, da die Einordnung der Wohn- bzw.
Einrichtungsform und die daraus resultierenden anwendbaren Vorschriften fur die
Quallitatssicherung essentiell sind. Die Uberpriifung der Wohn- bzw. Einrichtungsform durch
die FQA ist nicht an das Vorliegen eines Grundes geknupft.

Zu Nummer 26
Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung des Wortes ,selbstgesteuert® wird eine starkere und klare
Differenzierung zu tragergesteuerten ambulant betreute Wohngemeinschaften erzielt.

Zu Buchstabe b

Art. 22 Satz 1 sah bislang die Einrichtung eines Gremiums der Selbstbestimmung zur internen
Qualitatssicherung ,in der Regel* vor. Ein solches Gremium ist essentiell, um die
Selbstbestimmung der Mieterinnen und Mieter zu gewahrleisten. Deshalb sieht Art. 22 Satz 1
nunmehr die verpflichtende Einrichtung eines solchen Gremiums vor, da dies wesentlicher
Bestandteil einer selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaft ist und damit die
Selbstbestimmung der Mieterinnen und Mieter sowie die interne Qualitatssicherung
sichergestellt werden. Bei den ubrigen Anpassungen handelt es sich um sprachliche
Folgeanpassungen.

Zu Buchstabe ¢
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Bisher konnten lediglich Angehdérige oder Betreuer in einem Gremium der Selbstbestimmung
anstelle der Mieterinnen und Mieter vertreten sein. Nunmehr ist dies auf Vertretungs- und
Betreuungspersonen bezogen, um dem Selbstbestimmungsrecht der Mieterin bzw. des
Mieters dahingehend Rechnung zu tragen, indem auch andere Personen als Vertreterin bzw.
Vertreter benannt werden kénnen. Die Stimmberechtigung spiegelt die derzeitige Rechtslage
wider. Im Ubrigen handelt es sich um sprachliche Anpassungen.

Zu Buchstabe d
Es handelt sich um sprachliche Anpassung.
Zu Buchstabe e

Mit Einflgung der Satze 4 und 5 wird das Gremium der Selbstbestimmung konkretisiert. Die
Bestimmung einer Gremiumsflrsprecherin bzw. eines Gremiumsfirsprechers soll bereits nach
geltender Rechtslage erfolgen. Durch die Aufnahme im Gesetz werden die Aufgabe und die
Rolle des Organs hervorgehoben und konkretisiert.

Zu Nummer 27

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Ein Verstol3 gegen die Anzeigepflichten nach Art. 4 Abs. 6 stellt gem. Art. 23 Abs. 2 Nr. 2 eine
Ordnungswidrigkeit dar. Dadurch soll die tatsachliche Anzeige von besonderen Ereignissen
sichergestellt werden. Zudem stellt es kinftg gem. Art. 23 Abs. 2 Nr. 2 eine
Ordnungswidrigkeit dar, wenn Anzeigen von Anderungen, die Angaben gem. Art. 4 Abs. 1
betreffen, nicht, nicht rechtzeitig oder falsch erfolgen. Dies dient dem Ziel, die Anzeigen nach
Art. 4 Abs. 5 sicherzustellen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Doppelbuchstabe cc und dd

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen.
Zu Doppelbuchstabe ee

Die Nichtgewahrung des Einsichtsrechts in das Ergebnisprotokoll (Art. 17b Abs. 4) stellt gem.
Art. 23 Abs. 2 Nr. 7 eine Ordnungswidrigkeit dar. Dadurch wird die tatsachliche Gewahrung
des Einsichtsrechts sichergestellt.

Zu Nummer 28
Es handelt sich um Folgeanpassungen.
Zu Nummer 29

Zu Buchstabe a
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Zu Doppelbuchstabe aa

Die Verordnungsermachtigung nach Art. 25 Abs. 1 wird dem Staatsministerium flir Gesundheit
und Pflege Ubertragen. Zum Zwecke des Gesetzesvollzugs ist es sachgerecht, dass das
Staatsministerium zur Rechtssetzung befugt ist. Dies ist vor dem Hintergrund, dass es im
Ordnungsrecht von besonderen Bedeutung ist, die gesetzlichen Mindestanforderungen an die
sich wandelnden Lebenswirklichkeiten anzupassen, sachgerecht. Der demografische Wandel
wird weitreichende Folgen auf die Pflegelandschaft haben. Um auf diese Veranderungen
rasch, flexibel und zum Wohl der Bewohnerinnen und Bewohner bestmdglich reagieren zu
kénnen, ist der Ubergang der Rechtssetzungsbefugnis auf das Staatsministerium fiir
Gesundheit und Pflege erforderlich.

Zu Doppelbuchstabe bb

Neben einer Anpassung zur Umsetzung des BTHG werden kunftig trégergesteuerte ambulant
betreute Wohngemeinschaften und Betreute Wohngruppen im Sinne des Art. 2 Abs. 5 Satz 4
von der Verordnungsermachtigung des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 umfasst. Hintergrund ist, dass fir
diese Wohnformen der zweite Teil des Gesetzes entsprechend Anwendung findet und deshalb
die  Schaffung einer Rechtsgrundlage zur  Konkretisierung der  baulichen
Mindestanforderungen flir tragersteuerte ambulant betreute Wohngemeinschaften und
Betreute Wohngruppen im Sinne des Art. 2 Abs. 5 Satz 4 ermdglicht werden sollen.

Zu Doppelbuchstabe cc
Es handelt sich um eine Anpassung zur Umsetzung des BTHG.
Zu Doppelbuchstabe dd

Durch die Reform des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen firmiert diese nunmehr als
,Medizinischer Dienst".

Durch die Verlagerung der Regelungen zur Gewahrung von Leistungen der
Eingliederungshilfe aus dem SGB XIl in das SGB IX ist nunmehr auch der Trager der
Eingliederungshilfe in die Verordnungsermachtigung bei der Zusammenarbeit und Bildung von
Arbeitsgemeinschaften aufzunehmen. Insoweit handelt es sich um eine Anpassung zur
Umsetzung des BTHG.

Insbesondere die Lehren aus der SARS-CoV-2 Pandemie haben gezeigt, dass bei
Ausbruchsgeschehen effektiv und rasch gehandelt werden muss. Art. 25 Abs. 1 Nr. 4 stellt
deshalb kinftig die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Regelung des Austausches mit dem
Offentlichen Gesundheitsdienst sicher. Durch die Schaffung der Rechtsgrundlage kénnen in
der Ausfluhrungsverordnung zum PfleWoqG Regelungen zur Zusammenarbeit mit dem
Offentlichen Gesundheitsdienst bei beispielsweise Ausbruchsgeschehen von besonders
ansteckenden Krankheiten, wie dem Norovirus, festgelegt werden.

Zudem wird Art. 25 Abs. 1 Nr. 4 um die Zusammenarbeit mit dem Prifdienst des Verbandes
der privaten Krankenversicherung e. V. (PKV) erweitert. Aufgrund der Vergleichbarkeit der
Aufgaben des Medizinischen Dienstes, soll die Zusammenarbeit der FQA mit dem PKV
intensiviert werden.

Zu Buchstabe b

Da eine allgemeine Verpflichtung zur Veroffentlichung der Prufberichte entfallt, ist die
Verordnungsermachtigung beziglich der Regelungen zur Art und Weise der Veréffentlichung
nicht mehr notwendig. Anstelle wird eine Verordnungsermachtigung fir Regelungen zum
Gremium der Selbstbestimmung und zu den personellen Mindestanforderungen an die
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fachliche und personliche Eignung des vom Pflege- und Betreuungsdienst in ambulant
betreuten Wohngemeinschaften und Betreuten Wohngruppen eingesetzten Personals
geschaffen. Das Gremium der Selbstbestimmung nimmt sowohl bei tragergesteuerten als
auch selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften eine wesentliche Rolle ein
und spiegelt den ambulanten Charakter einer Wohngemeinschaft wider. Deshalb sind
konkretisierte Regelungen zur ordnungsgemaflen Auslbung eines Gremiums der
Selbstbestimmung erforderlich. Die strukturelle Abhangigkeit der Mieterinnen und Mieter von
selbstgesteuerten ambulant betreuten Wohngemeinschaften bzw. Bewohnerinnen und
Bewohnern von Betreuten Wohngruppen im Sinne des Art. 2 Abs. 5 Satz 4 ist mit der
strukturellen Abhangigkeit von Bewohnerinnen und Bewohnern zu stationaren Einrichtungen
und besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe nicht vergleichbar. Dennoch muss die
personliche und fachliche Eignung der von Pflege- und Betreuungsdiensten eingesetzten
Personen sichergestellt werden. Zur Konkretisierung umfasst die Verordnungsermachtigung
nunmehr auch die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Regelung von personellen
Mindestanforderungen an die vom Pflege- und Betreuungsdienst eingesetzten Beschaftigten.
Dadurch wird eine praxistaugliche Umsetzung ermdglicht.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um Folgeanpassungen und um redaktionelle Anpassungen.

Zu § 2 - Anderung des Gesundheitsdienstgesetzes
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Da Art. 17 kinftig nicht nur Hebammen, sondern auch andere Gesundheitsberufe betrifft, soll
die Uberschrift entsprechend angepasst werden.

Zu Buchstabe b

Entsprechend der den Landern in den Ausbildungs- und Prifungsverordnungen der
Medizinischen Technologinnen und Technologen sowie der Anasthesietechnischen
Assistentinnen und Assistenten und Operationstechnischen Assistentinnen und Assistenten
eingeraumten Mdoglichkeit wird der Zeitraum, in dem die berufspadagogischen Fortbildungen
zu absolvieren sind, auf drei Jahre verlangert. Damit wird die Fortbildungspflicht flexibler
gestaltet, sodass die betreffenden Personen die Erflllung der Fortbildungspflicht besser ihren
Lebensumstanden anpassen konnen.

Zu Buchstabe c

Da voraussichtlich nicht alle zur Durchfliihrung des berufspraktischen Teils zugelassenen
Krankenhaduser und Einrichtungen zu Beginn die Betreuungsquote von 15 % erflllen kdnnen,
wird die Mindestbetreuungsquote auf 10 % der von der studierenden Person wahrend eines
Praxiseinsatzes zu absolvierenden Stundenanzahl herabgesenkt. Damit werden
Kapazitatsengpasse in der Anfangsphase der reformierten MT-Ausbildung vermieden.

Zu Nummer 3

Buchst. a:
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Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Buchst. b:

Das MT-Berufe-Gesetz erméglicht die Ubergangsregelung zum Umfang der Praxisanleitung
nur bis zum 31. Dezember 2030. Deshalb muss Art. 17 Abs. 2 Satz 2 GDG am 31. Dezember
2030 auler Kraft treten.

Zu § 3 Inkrafttreten

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

48



	Vorblatt zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Gesetz zur Änderung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes und des Gesundheitsdienstgesetzes
	A) Problem
	B) Lösung
	C) Alternativen
	D) Kosten

	Gesetz zur Änderung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes und des Gesundheitsdienstgesetzes vom xxx
	§ 1 Änderung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes
	1. Änderung bei Artikel 1 Absatz 1
	2. Änderung bei Artikel 2
	3. Änderung bei der Überschrift des zweiten Teils
	4. Änderung bei Artikel 3
	5. Änderung bei Artikel 4
	6. Änderung bei Artikel 5
	7. Änderung bei Artikel 6
	8. Änderung bei Artikel 8 Absatz 1, 2 Nummer 3 und Absatz 4 Satz 1 sowie Artikel 9 Absatz 1 Satz 1
	9. Änderung bei Artikel 10 Absatz 1
	10. Änderung bei Artikel 11
	11. Änderung bei Artikel 12 und 13
	12. Änderung bei Artikel 14 Absatz 2
	13. Änderung bei Artikel 15
	14. Änderung bei Artikel 16
	15. Änderung bei Artikel 17 Absatz 4
	16. Änderung der Überschrift des zweiten Teils Abschnitt 3
	17. Änderung bei Artikel 17a
	18. Änderung bei Artikel 17b
	19. Änderung bei Artikel 17c
	20. Änderung bei Artikel 17d
	21. Änderung bei der Überschrift des dritten Teils
	22. Änderung bei Artikel 18
	23. Änderung bei Artikel 19
	24. Änderung bei Artikel 20 Nummer 4
	25. Änderung bei Artikel 21
	26. Änderung bei Artikel 22
	27. Änderung bei Artikel 23
	28. Änderung bei Artikel 24 Absatz 2
	29. Änderung bei Artikel 25

	§ 2 Änderung des Gesundheitsdienstgesetzes
	1. Änderung bei Artikel 12 Absatz 3 Satz 2
	2. Änderung bei Artikel 17
	3. Änderung bei Artikel 33 Absatz 2

	§ 3 Inkrafttreten
	Begründung
	A) Allgemeiner Teil
	B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung
	C) Zu den einzelnen Vorschriften
	Änderungen bei § 1 Änderung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes 
	Änderungen bei Nummer 1
	Änderungen bei Buchstabe a
	Änderungen bei Buchstabe b
	Änderungen bei Buchstabe c

	Änderungen bei Nummer 2
	Änderungen bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c
	Änderung bei Buchstabe d
	Änderung bei Buchstabe e

	Änderung bei Nummer 3
	Änderungen bei Nummer 4
	Änderungen bei Buchstabe a
	Änderungen bei Doppelbuchstabe aa und bb

	Änderungen bei Buchstabe b
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc
	Änderung bei Doppelbuchstabe dd
	Änderung bei Doppelbuchstabe ee

	Änderung bei Buchstabe c
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa und bb
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc


	Änderungen bei Nummer 5
	Änderungen bei Buchstabe a
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei den Dreifachbuchstaben aaa bis ddd
	Änderung bei Dreifachbuchstabe eee

	Änderungen bei Buchstabe b
	Änderungen bei den Buchstaben c und d
	Änderungen bei Buchstabe e
	Änderungen bei Buchstabe f

	Änderung bei Nummer 6
	Änderung bei Nummer 7
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c
	Änderung bei Buchstabe d

	Änderung bei den Nummern 8 und 9
	Änderungen bei Nummer 10
	Änderungen bei Buchstabe a
	Änderungen bei den Doppelbuchstaben aa und bb
	Änderung bei  Doppelbuchstabe cc
	Änderung bei Doppelbuchstabe dd
	Änderung bei Doppelbuchstabe ee

	Änderungen bei Buchstabe b
	Änderungen bei Doppelbuchstabe aa
	Änderungen bei den Dreifachbuchstaben aaa und bbb
	Änderung bei Dreifachbuchstabe ccc
	Änderung bei Dreifachbuchstabe ddd

	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc

	Änderungen bei Buchstabe c
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei Dreifachbuchstabe aaa
	Änderung bei Dreifachbuchstabe bbb und ccc
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc

	Änderung bei Doppelbuchstabe cc

	Änderung bei Buchstabe d
	Änderung bei Buchstabe e
	Änderung bei Buchstabe f
	Änderung bei Buchstabe g
	Änderung bei Buchstabe h
	Änderung bei Buchstabe i

	Änderung bei Nummer 11
	Änderung bei Artikel 12
	Änderung bei Artikel 13

	Änderung bei Nummer 12
	Änderung bei Buchstabe a und b

	Änderung bei Nummer 13
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei  Doppelbuchstabe bb

	Änderung bei Buchstabe c

	Änderung bei Nummer 14
	Änderung bei Buchstabe a und b

	Änderung bei Nummer 15
	Änderung bei Nummer 16
	Änderung bei Nummer 17
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c

	Änderung bei Nummer 18
	Änderung bei Nummer 19
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c

	Änderungen bei Nummer 20
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b

	Änderung bei Nummer 21
	Änderung bei Nummer 22
	Änderung bei Nummer 23
	Änderung bei Nummer 24
	Änderungen bei Nummer 25
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c bis e
	Änderung bei Buchstabe f

	Änderungen bei Nummer 26
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe d
	Änderung bei Buchstabe e
	Änderung bei Buchstabe c

	Änderungen bei Nummer 27
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc und dd
	Änderung bei Doppelbuchstabe ee


	Änderung bei Nummer 28
	Änderung bei Nummer 29
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Doppelbuchstabe aa
	Änderung bei Doppelbuchstabe bb
	Änderung bei Doppelbuchstabe cc
	Änderung bei Doppelbuchstabe dd

	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c


	Änderungen bei § 2 - Änderung des Gesundheitsdienstgesetzes
	Änderung bei Nummer 1
	Änderung bei Nummer 2
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b
	Änderung bei Buchstabe c

	Änderung bei Nummer 3
	Änderung bei Buchstabe a
	Änderung bei Buchstabe b


	Änderung bei § 3 Inkrafttreten






